
1463 der Beilagen zudenstenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht und Antrag 

des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über das Volksbegehren für ein Bundesgesetz 
betreffend die schrittweise Einführung der 
40-Stunden-Woche sowie' die Regelung der 
Arbeitszeit und der Arbeitsruhe (Arbeitszeit­
und Arbeitsruhegesetz) (1327 der Beilagen) 

I. 

Das von der Bundesregierung am 3. Juni dieses 
Jahres dem Nationalrat zur geschäftsordnungs­
mäßigen Behandlung vorgelegte Volksbegehren 
betreffend ein Al'beitszeit- und Arbeitsruhegesetz 
wurde vom Nationalrat in seiner Sitzung am 
12. Juni dieses Jahres dem Auss·chuß für soziale 
Verwaltung zur Vorberatung zugewiesen. 

\ 

Dieser Ausschuß hat nach einer Berichterstat­
tung durch Abgeordnete Herta W i n k I e r über 
die gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung am 
23. Juni dieses Jahres mit der Generaldehatte 
über den Gesetzentwurf begonnen und beschlos­
sen, ei:nen zehngliedrigen U n t e rau s s c h u ß 
einzusetzen, .dem von der OVP die Abgeordneten 
Alt e n h u r ger, Dr. Ha.u 5 er, Dr. K 0 h I­
mai er, Dr. Mus s i I und Anton Sc h lag e r, 
von der SPO die Abgeordneten Ing. H ä u s e r, 
K 0 s te.} eck y, Pans i und Gertrude W 0 n­
d r a c k sowie von der FPO der Abgeordnete 
M e I t e r angehörten. Ein Antrag des Abgeor.d-­
neten Ing. H ä u s er auf Fristfestsetzung für 
die Beratung durch den Unterausschuß, und zwar 
bis 4. Juli dieses Jahres, wurde abgelehnt. Der 
Antrag des Abgeordneten Dr. Mus s i I, an den 
Präsidenten ,des Nationalrates den Wunsch 
heranzutr'agen, den Ausschuß für soziale Ver­
waltung zum Zwecke der Beratung des Volks­
begehrens in einem Unterausschuß für perma,nent 
zu erklären, wurde 'angenommen. Der Unter­
ausschuß trat unmittdbar nach der Sitzung des 
Ausschusses für soziale Verwaltung vom 23. Juni 
zu seiner Konstituierung zusammen und hielt 
inder Folge zahlreiche Sitzungen ab. Im Zuge 
der meritorischen Vorberatung des Volksbegeh-

rens im Unterausschuß erwies es sich im Inter­
esse einer möglichst zeitsparenden Vorgang,weise 
als vorteilhaft, die gesamte Rechtsmaterie unter 
Heranziehung von Beamten des Bundeskanzler­
amtes und der Bundesministerien für soziale 
Verwaltung und für Land- und Forstwirtschaft 
sowie von Experten aus dem Bereiche der Bun­
deskammerder gewerblichen Wirtschaft, des 
Osterreichischen Arbeiterkammertages; der Prä­
sidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
Osterreichs und des österreichischen Gewerk­
schaftsbundes zu behandeln. 

In seiner Sitzung vom 25. November 1969 hat 
der Ausschuß für soziale Verwaltung einen zu­
sammenfassenden Bericht, den Abgeordneter 
Dr. K 0 h I mai e r seitens des Unterausschusses 
erstattete, zur Kenntnis genommen und die Vor­
beratung über die gegenständliche Vorlage ab­
schließen könn'en. 

Aus rechtstechnischen Erwägungen wurde statt 
der im Volk!>begehren enthaltenen umfassenden 
Neuregelung der Arbeitszeit die Schaffung eines 
Arbeitszeitgesetzes und daneben die 1\nderung 
anderer Arbeitszeitnormen enthaltende Vor­
sduiften für zweckmäßig erachtet. In der 
Sitzung vom 25. November haben die Abgeord­
neten Alt e n h u r ger und Ing. H ä u s e r 
Anträge auf Beschlußfassung im Sinne des § 19 
GOG. über einen Entwurf eines Arbeitszeit­
gesetzes und über einen Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem Arbeitszeitvorschriften abge­
ändert und ergänzt werden, gestellt. Im gleichen 
Sinne haben die Abgeordneten Pan s i und 
Anton S chI a ger, und zwar betreffend den 
Entwurf einer Landarbeitsgesetz-Novelle 1969, 
und die' Abgeordneten S t oh sund Robert 
We i s z betreffend den Entwurf einer 16. Ver­
tragsbedienstetengesetz-Novelle sowie den Ent­
wurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Doro­
theumsbediensteten-Gesetzneuerlich abgeändert 
wird, und den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
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2 1463 der Beilagen 

dem die Bundesforste-Dienstordnung abgeänder:' 1962, ist aus der Gesetzgebungsarbeit in der 
wird, Anträge gestellt. Zweiten Republik das jüngst beschlossene Bundes­

gesetz vom 25. Juni 1969, BGBl. Nr. 237, über 
die Nachtarbeit der Frauen zu nennen. Durch 
dieses wurde ein weiterer bedeutender Teil des 
reichsdeutschen, ,rezipierten Arbeitnehmerschutz­
rechtes durch modernes österreichisches Arbeits­
recht ersetzt. 

II. 

Ausführungen zum Arbeitszeitgesetz 

Zur Regelung der Arbeitsz,eit in österreich 
wird folgendes ausgeführt: 

Die Neuregelung der Arbeitszeit ist seit langem 
ein Anliegen der Sozialpolitik. Aber nicht bloß 
die soziale Entwicklung, sondern auch die auf die­
sem Gebiete des Arbeitsrech,tes bestehende Rechts­
unsich,erheit ließ einen umfassenden Ak>t des Ge-
setzgebers dringend ,erforderlich werden. ' 

Für die Regelung der Arbeitszeit war in der 
Ersten Republik das Achtstundentaggesetz, StGBl. 
Nr. 581/1919, und die hiezu ergangene Aus­
nahmeverorcl'nung maßgebend. Daneben bestan­
den noch Sonderregelungen, beispielsweise für 
den Bereich des Bergbaues durch; das Bergarbeiter­
gesetz, StGBl. Nr. 406/1919, für die Hausgehilfen 
durch das Hausgehilfengesetz, BGBl. Nr. 1011 
1920. Eigene arbeitszeitrechtliche Bestimmungen 
enthielten ~eiters insbesondere die Rechtsquellen 
des Dienstrechtes des öffentlichen Dienstes. Für 
die Landwirtschaft war die Arbeitszeit in den 
einzelnen Landarbeiterordnungen festgelegt. 

1939 wurden dann die Vorschriften des Acht­
stundentaggesetzes und die Arbeitsz,eitbestim­
mungen des Bergarbeitergesetzes durch die 
reichsdeutschen Vorschriften der Arbeitszeitord­
nung, RGBl. I S. 447/1938, sowie die Ausfüh­
rungsverordnung zur Arbeitszeitordnung 1938, 
RGBl. I S. 1799, ersetzt. Weiters wurde, um nur 
eine von den in § 30 Abs. 1 des vorliegenden Ge­
setzentwurfes genannten Rechtsvorschriften her­
auszugreifen, die Verordnung über die Arbeitszeit 
in Krankenpflegeanstalten, RGBl. I S. 66 und 
S. 154/1924, in Kraft gesetzt. ' 

Diese Vorschriften wurden auf Grund des § 2 
des Rechts-überleitungsgesetzes vom 1. Mai 1945, 
StGBl. Nr. 6, in von den Höchs~gerichten ver­
schieden bestimmtem Umfang Teil des öster­
reichischen Arbeitsrechtes. 

In der Zweiten Republik wurde die Arbeitszeit 
der in der Land- und Forstwirtschaft tätigen Ar­
beitnehmer in den von den einzelnen Ländern 
in Ausführung des Landarbeitsgesetzes, BGBl. 
Nr. 140/1948, erlassenen Landarbeitsordnungen 
geregelt. Das Bundesgesetz vom 1. Juli 1948, 
BGBl. Nr. 1'46, über die Beschäftigung von Kin­
dern und Ju\gendlichen brachte für die jugend­
lichen Arbeitnehmer ebenfalls österreichische Ar­
beitszeitregelungen. 

Neben den in bestimmten Sondergesetzen für 
einzelne Arbeitnehmergruppen enthaltenen Ar­
beitszeitregelungen, wie § 5 des Hausgehilfen­
und Hausangestelltengesetzes, BGBI. Nr. 235/ 

Das noch geltende reichsdeutsche Arbeitszeit­
recht zu ersetzen, ist aber nicht die einzige Auf­
gabe des vorliegenden Gesetzentwurfes. Vielmehr 
soll Österreich ein der Entwicklung auf dem Ge­
biete der Sozial- und Wirtschaftspolitik seit dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges entsprechendes 
modernes Arbeitszeitgesetz erhalten. 

Die schon zitierten reichsrechtlichen Arbeits­
zeitvorschriften wurden in der Praxis nur mehr 
beschränkt angewandt. Es haben vielmehr Kollek­
tivverträge unter Anlehnung an die Vorschriften 
des ehemaligen Achtstundentaggesetzes Arbeits­
zeitregelungen getroffen. In diesem Zusammen­
hang sei zum Beispiel auf den im Jahre 1959 
zwischen der Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft und dem Österreichiscnen Gewerk­
schaftsbund abgeschlossenen GeneralkoUektivver­
trag betreffend die Einführung der 45-Stunden-
Woche hingewiesen. ' 

Angesichts dieser Entwicklung setzten schon 
1948 Bestrebungen zur gesetzlichen Neuordnung 
des Arbeitszeitrechtes ein. Aber weder der erste 
ministerielle Entwurf aus 1948. noch die auf An­
trag des Bundesministeriums für soziale Verwal­
tung als Regierungsvorlagen in den Nationalrat 
eingebrachten Gesetzentwürfe der Jahre 1950 und 
1953 wurden Gesetz. Ähnlich erging es den späte­
ren Ministerialentwürfen der Jahre 1955, 1958, 
1959, 1960. Auch der am 15. Juni 1966 von den 
Abgeordneten Ing. H ä u s er, Robert We i s z, 
Pranz Pie h I e r und Genossen eingebrachte 
Initiativantrag 19/ A betreffend ein Bundesgesetz 
über die Arbeitszeit und die Arbeitsruhe (Arbeits­
zeit- und Arbeitsruhegesetz) wurde nicht be­
handelt. 

Am 12. September 1968 erklärte dann der 
Präsident des Österreichischen Gewerkschafts­
bundes, 'Benya, gestützt auf die einhelligen Re­
solutionen des 3., 4., 5., aber auch 6. Bundes­
kongresses des öGB, die schrittweise Verkür­
zung der Arbeitszeit auf 40 Wochenstunden als 
eine der dringlichsten sozialpolitischen Forderun­
gen. Am 11. Oktober 1968 beschloß in der Folge 
der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen, eine 
Arbeitsgruppe mit einer Untersuchung zu be­
trauen, welche ökonomischen Auswirkungen eine 
etappenweise Senkung der wöchentlichen Arbeits­
zeit auf vierzig Stunden an Hand der Entwick~ 
lung des Arbeitskräftepotentials, des Wirtschafts­
wachsturns und des Kosten- und Preisniveaus 
hätte. Diese Untersuchung über die Probleme 
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der Arbeitszeitverkürzung, welche Ende Februar 
1969 fertiggestellt war, kam in den Schlußfolge­
rungen zur Ansicht, daß auf Grund der voraus­
sehbaren Entwicklungstendenzen eine etappen~ 
weise Herabsetzung der Normalarbeitszeit auf 
40 Wochenstunden bis etwa Mitte der siebziger 
Jahre möglich sei. 

Noch während die Arbeiten an dieser Unter­
suchung liefen, kündigte am 22. Jänner 1969 die 
Sozialistische Partei österreichs ein Volksbegeh­
ren "für die schrittweise Verwirklichung der 
40stündigen Arbeitswoche" an (SK. vom 22. Jän­
ner 1969). 

Am 3. Juni 1969 wurde so dann das Volks­
begehren, das zwischen 4. Mai und 11. Mai 1969 
zur Unterschrift aufgelegen war, für ein Bundes­
gesetz betreffend die schrittweise Einführung der 
40-Stunden-Woche sowie die Regelung der Ar-. 
beitszeit und der Arbeitsruhe (Arbeitszeit- und 
Arbeitsruhegesetz), 1327 der Beilagen zu den 
stenographischen Protokollen des Nationalrates, 
XI. GP., eingebracht. Es bildete die Grundlage 
der Ausschußberatungen. 

Bei der Ausgestaltung des nunmehr vorliegen­
den Gesetzesantrages betreffend ein Bundesgesetz 
über die Regelung der Arbeitszeit und jenem 
betreffend Abänderungen und Ergänzungen von 
Arbeitszeitvorschriften wurde darüber hinaus 
insbesondere von dem am 26. September 1969 
zwischen ,der Bundeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft und dem österreichischen Gewerk­
sch'aftshund abgeschlossenen Generalkollektivver­
trag betreffend die etappenweise Einführung der 
40-Stunden-Woche und den von beiden Ver­
tragspartnern für die Schaffung eines österrei­
chischen Arbeitszeitgesetzes ausgesprochenen Vor­
schlägen ausgegangen. 

Bei der Behandlung des Gesetzesantrages waren 
die Fraktionen der Osterreichischen Volkspartei 
und der Sozialistischen Partei österreichs im 
Einklang mit der Verwendungszusage im Gene­
ralkollektivvertrag von der gemeinsamen Ab­
sicht getragen, -diese wichtige Materie durch 
einen kodifizierenden Schritt dauerhaft zu lösen 
und dabei dem gewerkschaftlichen Anliegen des 
Arbeitnehmerschutzes ebenso Rechnung zu tra:" 
gen wie den Problemen der Wirtschaft. Dabei 
kam dem Vorhaben der Arbeitszeitregelung be­
sonders die günstige wirtschaftliche Entwicklung 
zustatten, welche die Realisierung noch in dieser 
Gesetzgebungsperiode ermöglichte. 

Die vorliegenden Gesetzesanträge, denen das 
vornehmlich öffentlich-rechtlich strukturierte 
Arbeitnehmerschutzrecht mit seinem sehr um­
fassenden Teil, den Regelungen der Arbeitszeit, 
zugrunde liegt, .gehen von der geltenden Kompe­
tenzverteilung zwischen Bund und Ländern aus. 
Auf Grund des Kompetenztatbestandes "Arbei­
ter- und Angestelltenschutz" (Art. 10 Abs. 1 

Z. 11 B.-VG. in der Fassung 1929) enthält die 
vorliegende Regelung Normen zum Schutze der 
Arbeitnehmer gegen die Gefährdung ihres Lebens, 
ihrer Gesundheit und gegen die vorzeitige Ab­
nützung ihrer Arbeitskraft. Dem Wesen des 
Arbeitnehmerschutzrechtes entsprechend, bilden 
diese Normen eine entscheidende Leitlinie für 
das Arbeitsvertngsrecht, die Kollektivverträge 
und die einzelnen Arbeitsverträge. 

Entsprechend dem sozialen Schutzprinzip und 
dem Günstigkeitsprinzip sind al1e Vereinbarun­
gen auf kollektivvertraglicher und einzelvertrag­
licher Ebene möglich, die für den Arbeitnehmer 
günstiger sillld. Um eine möglichst flexible An­
wendung des Arbeitnehmerschutzrechtes zu er­
möglichen, haben der vorliegende Gesetzesantrag 
betreffend ein Arbeitszeitgesetz und die zus'am­
menhängenden Novellen von der Ermächtigung 
zu kollektivvertraglichen Regelungen Ge­
brauch gemacht, Modifikationen der zwingenden 
Arbeitszeitbestimmungen zuzulassen. Diese Zu­
lassungsnormen (vgl. zum Beispiel § 3 Abi>. 3, § 5 
Abs. 1 und 3, § 7 Abs. 2 und 3), welche durch 
die Worte "zugelassen werden" ausgedrückt wer­
den, sind dahin zu verstehen, daß von dieser 
Ermächtigung entweder hereits im normativen 
Teil des Kollektivvertrages voll Gebrauch ge­
macht werden kann. oder daß bei Abschluß des 
Einzelarbeitsvertrages innerhalb der vom KoUek­
tivvertrag vorgegebenen Grenzen von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht wird. 

Zu einzelnen Bestimmungen ,des Gesetzesantra­
ges betreffend ein Bundesgesetz über die Rege­
lung der Arbeitszeit sei folgendes bemerkt: 

Zu § 1 Ahs. 2 Z. 8: 

Die hier aufgestellte Begriffsbestimmung des 
"leitenden Angestellten" weicht bewußt von 
bereits in der österreichischen Sozialgesetzgebung 
vorhandenen Vorbildern in gewisser Weise ab 
(vg!. §§ 2 Abs. 3 lit. ades Betriebsrätegesetzes, 
BGBI. Nr. 97/1947, 5 Abs. 2 lit. b des Ar­
beiterkammergesetzes, BGBl. Nr. 105/1954 oder 
2 Abs. 2 lit. 1 des Bundesgesetzes vom 25. Juni 
1969, BGB!. Nr. 237, über die Nachtarbeit der 
Frauen). Unter Anlehnung an die auch in den 
Internationalen übereinkommen und Empfeh­
lungen der Internationalen Arbeitsorganisation 
enthaltenen Bestimmungen sollen jene Arbeit­
nehmer vom Geltungsbereich dieses Ges·etzes 
ausgenommen werden, die sich auf Grund ihrer 
einflußreichen Position aus der gesamten Ange­
stelltenschaft herausheben. Zur Beurteilung des 
Vorliegens der Kriterien. die für die Beurteilung 
als "leitender Angestellter" maßgebend sind, 
wird dabei in stärkerem Maße auf den faktischen 
Einfluß und die Funktion des zu beurteilenden 
Arbeitnehmers abzustelTensein. Demgemäß 
werden z. B. nicht nur Vorstandsmitglieder, son­
dern auch nach außen hin rechtlich nicht haftbare 
kaufmännische Direktoren als Arbeitnehmer in 
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leitender Position und somit als "leitende Ange­
stellte" zu qualifizieren sein. Dessenungeamtet 
darf aber 'bei Auslegung dieser Ausnahmeregelung 
keinesfalls das dem Gesetz - zugrundeliegende 
Schutzprinzip vernach'lassigt werden. Kein "lei­
tender Angestellter", sondern voll unter dem 
Smutz dieses Gesetzes stehend, sind daher zum 
Beispiel ein Abteilungsleiter, der einem Haupt­
abteilungsleiter unterstellt ist, ein Werkmeister 
oder ein Mitprokurist, der weder aufbetriebstech­
nischem, kaufmännischem oder administrativem 
Gebiet maßgebliche Führungsaufgaben selbst­
verantwortLich 'übertragen erhalten ,hat. 

Zu § 5: 

Eine Verlängerung der Arbeitszeit ist in den 
Fällen einer regelmäßigen und erheblichen Ar­
beitsbereitschaft (zum ,Beispiel IFabriksportier, 
Taxichauffeur) durch Kollektivvertrag oder durch 
Bewilligung des Arbeitsinspektorates vorgesehen. 
Arbeitsbereitschaft ist dabei jene Zeit, während 
der sich der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber an 
einer von diesem bestimmten Stelle zur jeder­
zeitigen Verfügung zu halten hat. auch wenn der 
Arbeitnehmer während dieser Zeit keine Arbeit 
verrichtet (dies gilt nicht für Rufbereitschaft). 

Zu § 5 Abs. 2: 

Auf Grund dieser Hestimmung ist eine Bewilli­
gung einer Verlängerung der Normalarbeitszeit 
durm das Arbeitsinspektorat zulässig, wenn ent­
weder überhaupt keine kollektivvertragliche 
Regelung besteht oder wenn zwar ein General­
kollektivvertrag, wieder Kollektivvertrag be­
treffend die etappenweise Einführung der 
40-Stunden-Woche (zum Beispiel § 6 Abs_ 1 
1it. b dieses Kollektivvertrages) besteht, aber 
zwismen den zuständigen Kollektivvertrags­
organisationen abgeschlossene, Branchenkollektiv­
verträge fehlen_ 

Zu § 6 Abs. 2: 

Diese Regelung, die auf der herrschenden 
Rechtsprechung über die Verpflichtung zur 
überstundenarbeit (vgl. OGH_ vom 29. Jänner 
1965, 4 Ob 8/65, ZAS_ 1967, S_ 11 ff. E. 1) auf­
baut, stellt eine Einschränkung des Weisungs­
rechtes des Al"beitgebers und der Pflimt des 
Arbeitnehmers zur überstundenarbeit dar, wenn 
im Verhältnis zur jeweiligen Dringlichkeit der 
Leistung von überstundenarbeit berücksimti­
gungswürdige Interessen des Arbeitnehmers vor­
liegen. Diese nach den Grundsätzen von Treue 
und Glauben, nach dem Prin1Jipder Treuepflicht 
und Fürsorgepflicht , zu beurteilende Pflicht ist 
nam den Normen des Arbeitsvertragsredltes zu 
behandeln und steht unter der Sanktion der 
begründeten vorzeitigen Auflösung des Arbeits­
verhältnisses durch Austritt oder EntIassung_ 

Zu § 7 Abs. 5: 

Die Regel~ngdieser Kompetenz des Arbeits­
inspektorates, bei Nachweis eines dringenden 
Bedürfnisses, Arbeitszeitvel'längerungen zu be­
willigen, baut auf der bestehenden und bewähr­
ten Verwaltungspraxis auf. Nach dieser wird im 
kurzen Wege vor Genehmigung' durch das 
Arbeitsinspektorat bei der jeweiligen Bezirks­
außenstelle der Arbeiterkammer und Handels­
kammer fernmündlich anzufragen sein, ob gegen 
eine allfällige Genehmigung Bedenken be.stünden. 

Zu § 11 Abs.s: 

Bei der Anordnung längerer Pausen auf Grund 
dieser Bestimmung hat das Arbeitsinspektorat zu 
prüfen, ob diese für -bestimmte Arbeiten erfor­
derlich sind. Dies kann besonders bei den bei­
spielswei'se genannten Flie~bandarbeiten der Fall 
sein. Kriterium für die An6rdnung längerer Pau­
sen ist aber auch hier die Schwere der Arbeit 
oder ,der sonstige Einfluß der Arbeit, der eine 
vorzeitige Abnützung :der Arbeitskraft des 
Arbeitnehmers bewirken könnte_ 

Zu § 12 Abs. 3 und 4: 

Diese Bestimmungen über die Wochenruhe 
schließen die Sonntagsruhe ein. Die Bestimmun­
gen des Gesetzes vom 16_ Jänner 1895, RGBl. 
Nr_ 21. betreffend die Regelung der Sonn- und 
Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe und die ande­
ren die Sonn- und Feiertagsruhe betreffenden 
Vorschriften werden durch diese Regelung nur 
insoweit berührt, als sie die den Sonntag ein­
schließende Wochenruhe unuriterbromen sechs­
unddreißig Stunden gehalten wissen wollen. 
Dabei wird unter WochenrUhe auch eine ent~ 
sprechende Ersatzruhe, etwa im Gastgewerbe, 
verstanden. 

Zwar wird in der überwiegenden Zahl der 
Fälle die W ochenrulle bei einer, Fünftagewoche 
mit vier:oig Stunden, ,die am Freitag endet _ und 
am Montag beginnt, wesentlich mehr als sechs­
unddreißig Stunden, oft mehr als zweiundsieb­
zigStunden dauern. Für jene Fälle, etwa im 
Verkehrswesen, wo aber am Ende der Arbeits­
woche nur eine kürzere Wochenruhe als sems­
unddreißig Stunden möglich ist, sieht Abs. 4 eine 
entsprechende Verordnungsermächtigung vor. 

Zu § 14 Abs. 1: 

Die hier vorgenommene Begriffsbestimmung, 
die demonstrativ darstellt, welche Arbeitsleistun­

. gen in ·die Arbeitszeit fallen, ist vor allem von 
Bedeutung. für die Regelung des Fahrtenbuches 
(§ 17 Abs. 1)_ Als Beifahrer gelten nicht nur 
zweite Lenker, son'dern auch Schaffner. 

Zu § 16 Abs. 3 bis 5: 

Soweit für die Verlängerung der Einsatzzeit 
von zwölf auf vierzehn oder siebzehn Stunden 
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zusätzliche Arbeitszeit erforderlich ist, ist diese 
nur durch Leistung von überstundenarbeit ge~ 
mäß §§ 6 und 7 möglich. 

Zu § 17 Abs. 3: 

Eine solche Ausnahmeregelung durch Verord~ 
nung wird zum Beispiel bei Vorhandensein eines 
Fahrtenschreibers oder im Nahverkehr bei son~ 
stigen Zeitkontrollen, wie Stempeluhren, mögIich 
sein. 

Zu § 26: 

Aus den Aufzeichnungen muß auch entnom~ 
men werden können, inwieweit von den nach 
§ 7 Abs. 1 zulässigen überstunden innerhalb 
eines Kalenderjahres Gebrauch gemacht wurde. 

Der Aufzeichnungspflicht ist auch dann ent~ 
sprochen, wenn die notwendigen Angaben aus 
anderen Unterlagen ersichtlich sind. 

III. 

Ausführungen zur Landarbeitsgesetz­
Novelle 1969 

Im Volksbegehren betreffend die Einführung 
der 40~Stunden-Woche ist eine Verfassungs~ 
bestimmung über die Verkürzung der Arbeits~ 
zeit im Bereich der Land- und Forstwirtschaft 
enthalten. Um nicht in Länderkompetenzen ein­
zugreifen, soll die Arbeitszeitverkürzung für die 
in der Land~ und Forstwirtschaft beschäftigten 
Dienstnehmer nicht durch eine Verfassungs'be~ 
stimmung, sondern durch die vorgeschlagene 
Novelle zum Landarbeitsgesetz geregelt werden. 
Die Arbeitszeitverkürzung erfolgt in gleichen 
Etappen wie in Gewerbe und Industrie. Mit Aus~ 
nahme der Dienstnehmer in Hausgemeinschaft 
- deren Arbeitszeit schon bisher höher war -
wird ab <dem Jahre 1975 die 40-Stunden-Woche 
erreicht. Bei dieser Gelegenheit werden auch Be~ 
stimmungen im Landarbeitsgesetz novelliert, die 
nicht unmittelbar mit der Arbeitszeitverkürzung 
in Zusammenhang stehen, wie Zum Beispiel die 
Abschaffung des Arbeitsbuches und die gesetz­
liche Verankerung des Mindesturlaubes. 

Zu einzelnen Bestimmungen dieses Gesetzent­
wurfes wird bemerkt: 

Zu Z. 1: 

Die vorgesehene Neuformulierung soll einer~ 
seits den im bisherigen Text enthaltenen Fehler 
(Behörden und Gerichte können aus juristischen 
Gründen nicht in Gegensatz gestellt werden) be­
seitigen, andererseits soll der Dienstge'ber nicht 
zur Zahlung ,des Entgeltes verhalten werden, 
wenn der Dienstnehmer Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstentganges hat, wie dies zum Beispiel 
bei Zeugenladungen der Fall ist. 

Zu Z. 2: 

Da die Führung des Arbeitsbuches von den 
Interessenvertretungen der Dienstgeber und 
Dienstnehmer als nicht mehr notwendig be­
trachtet wird, soll diese Bestimmung entfallen. 

Zu Z. 3: 

Zu § 56: 

Die bisherigen Bestimmungen betreffend die 
Arbeitszeit wurden insofern umgestaltet, als der 
Regelfall, nämlich die gleichbleibende Wochen~ 
arbeitszeit, an die Spitze gestellt worden ist. Da­
durch kann die im bisherigen § 58 enthaltene 
Aufzählung entfallen. Die regelmäßige Wochen~ 
arbeitszeit für die nicht in Hausgemeinschaft 
lebenden Dienstnehmer wird von bisher 48 
Stunden etappenweise auf 40 Stunden verkürzt; 
für die mit ,dem Dienstgeber in Hausgemein­
schaft lebenden Dienstnehmer mit freier Station 
wird die Arbeitszeit von bisher 54 Stunden etap­
penweise auf 43 Stunden herabgesetzt. 

Zu § 57: 

Diese Bestimmung trägt den Erfordernissen 
der landwirtschaftlichen Produktion auf Fest­
setzung einer längeren Arbeitszeit während der 
Sommermonate Rechnung. Die Verteilung auf 
die Zeiten der Arbeitsspitzen soll primär durch 
Kollektivvertrag erfolgen. 

Zu § 58: 

Nach den bisherigen gesetzlichen Bes1;.immun­
gen war das Ausmaß der über die regelmäßige 
Wochenarbeitszeit hinaus zu verrichtenden Vieh­
pflege- und Haushaltsarbeiten nicht begrenzt. 
Nunmehr soll für die aus schI i e ß 1 ich mit 
diesen Arbeiten beschäftigten Dienstnehmer die 
regelmäßige Wochenar'beitszeit gelten. Die Mehr,;. 
arbeit der n e ben ihrer übrigen Tätigkeit auch 
mit diesen Arbeiten beschäftigten Dienstnehmer 
wird mit sechs Stunden wöchentlich begrenzt, 
wofür ihnen ein Freizeitausgleich oder eine be­
sondere Vergütung zusteht. Darüber hinaus 
verrichtete Arbeiten gelten als überstunden. 

Zu § 59: 

Nach der bisherigen Regelung durften auch 
bei 5-Tage-Woche am Samstag nur zwei über­
stunden verlangt werden. Einem Bedürfnis der 
Praxis Rechnung tragend, soll nunmehr an sonst 
arbeitsfreien Samstagen die Leistung von acht 
überstunden ermöglicht werden. Das Höch.staus~ 
maß der wöchentlichen überstunden soll jedoch 
begrenzt sein. Die Bestimmung des bisherigen 
§ 57 (2) wurde aus systematischen Gründen dem 
§ 59 angefügt. 

2 
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6 1463 der Beilagen 

Zu Z. 4: I 
Die Verkürzung der Arbeitspausen wurde 

vorgenommen, um eine zweckmäßigere EinteiJ 
lung der Arbeitszeit .zu ermöglichen und dem 
Bedürfnis der Dienstnehmer, am Abend frühe~ 
Atbeitsschluß zu haben, entgegenzukommen. 

Zu Z. 5: 

Diese Bestimmung soll die Arbeitszeitregelun~ 
der mit Viehpflegearbeiten und im Haushalt be­
schäftigten Dienstnehmer hinsichtlich der S011nl 
und Feiertagsatibeit ergänzen. I 

Zu Z. 6 und 7: 

Die Neufassung des § 65 Abs. 1 bringt diJ 
gesetzliche Verankerung der Erhöhung des Mint 
desturlaubes. Dem entspricht auch die Änderung 
des § 68 Abs. 3; hinsichtlich der Jugendlichen 
wird das richtige Verhältnis zwischen UrlaUbS-li 
ausmaß und Urlaubsabfinidung hergestellt. 

Zu Z. 8: 
! 

Durch die generelle Arbeitszeitverkürzung sind 
ab dem Jahre 1975 ein Haushaltstag und ein~ 
verlängerte Arbeitspause für weibliche Dienst~ 
nehmer mit eigenem Haushalt nicht mehr erfor, 
derlich. Auch im Bereich der gew.erblichen Wirtr schaft besteht der Haushaltstag mcht mehr. 

IV. 

I 
I 

I 

In den sehr eingehenden Ausschußverhand-
lung~n sprachen außer ,dem Berichterstatter d~e 
Abgeordneten Art e n bur ger, F r ü h bau e r, 
Dr. Hau se r, Ing. H ä u se r, Ho r r, K ern, 
Dr. K 0 hIrn a i e r, K 0 s te lee k y, K u I h ~­
n e k, Mac h u n z e, M el te r, M 0 s e .r, Lonia 
Mur 0 w atz, Dr, Muss i I, Pan s i, DDr. P i t­
te r man n, Pr e u ß I e r, Anton Sc h lag e r, 
Sekan,ina, Skritek, Steinhubek 
S t 0 h s, Voll man n und Herta W i n klei r 
sowie Frau Bundesminister für soziale Verwal­
tung Grete Reh 0 r. 

Franz Pichler 
Beridlterstatter 

Bei der Abstimmung über die Antragstellung 
gemäß § 19 GOG. wurde 

a) der Entwurf eines Bundesgesetzes über die 
Regelung der Arbeitszeit (Arbeitszeitgesetz) ( . /1) 
mit den Stimmen. der öVP und SPö angenom­
men, 

b) der Entwurf eines Bundesgesetzes, mit ,dem 
Arbeitszeitvorschriften abgeändert und ergänzt 
werden (. /2), teiTs mit Stimmeneinhelligkeit 
und teils mit den Stimmen der öVP und SPö 
angenommen (die Art. I und III wurden mit 
Stimmeneinhelligkeit, die restlichen Teile des 
Gesetzes mit Stimmenmehrheit angenommen; 
ein Abänderungsantrag ,der Abgeordneten 
lng. H ä u s e r und M e 1 t e r zum Art. I Z. 1 a 
wurde abgelehnt), 

- c) der Entwurf eines Bundesgesetzes, m~t dem 
das Landarbeitsgesetz neuerlich abgeändert wird 
(Landarbeitsgesetz-Novelle 1969) (. /3), mit den 
Stimmen der öVP und SPö angenommen, 

d) der Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Vertragsbedienstetengesetz 1948 neuerlich 
abgeändert wird (16. Vertragsbedienstetengesetz­
Novelle) (. /4), mit den Stimmen der öVP und 
SPö angenommen, 

e) der Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Dorotheunisbediensteten-Gesetz neuerlich 
abgeändert wir,d (. /5), mit den Stimmen der 
öVP und SPö angenommen und 

f) der Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
die ,Bundesforste-Dienstordnung abgeändert w.ird 
( . /6), gleichfalls mit den Stimmen der' öVP und 
SPö angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung steHt daher der 
Ausschuß für soziale Verwaltung den A n t rag, 
der Nationalrat wolle den sechs an:g es c hl 0 s- . / _. / 
sen enG e set zen t w ü r f e n die verfas- 1 6 
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 25. November 1969 

Gertrude W ondrack 
Obmann 
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1463 der Beilagen 7 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1969 
über die Regelung der Arbeitszeit (Arbeits­

zeitgesetz ) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ABSCHNITT 1 

Geltung~bereich 

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesge­
setzes gelten für die Beschäftigung von Arbeit­
nehmern (Lehrlingen), die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben. 

(2) Ausgenommen vom Geltungsbereich dieses 
Bundesgesetzes sind: 

. 1. Arbeitneh~er, die in einem Arbeitsverhältnis 
zu einer Gebietskörperschaft, zu einer Stiftung, 
zu einem Fonds oder zu einer Anstalt stehen, 
sofern diese Einrichtungen von Organen einer 
Gebietskörperschaft oder von Personen verwaltet 
werden, die hiezu von Organen einer Gebiets­
körperschaft bestellt sind; die Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes gelten, jedoch für Arbeit­
nehmer, die nicht im Bereich der Hoheitsverwal­
tung tätig sind, sofern für ihr Arbeitsverhältnis 
ein Kollektivvertrag wirksam ist; 

2. Arbeitnehmer, für die die Vorschriften des 
Landarbeitsgesetzes, BGBL Nr. 140/1948, gelten; 

3. Arbeitnehmer, für die die VorsChriften des 
Bäckereiarbeitergeseizes, BGBL Nr. 69/1955, gel-
ten; 

4. Arbeitnehmer, für die die Vorschriften des 
Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetzes, 
BGBL Nr. 235/1962, gelten; 

5. Arbeitnehmer, für die die Vorschriften der 
Hausbesorgerordnung 1957, BGBL Nr. 154, gel­
ten; 

7. Arbeitnehmer, die im Rahmen des Bordper­
sonals von Luftverkehrsunternehmungen tätig 
sind; . 

8. leitende Angestellte, denen maßgebliche 
Führungsaufgaben selbstverantwortlich übertra­
gen sind; 

9. Heimarbeiter im Sinne des Heimarbeits­
gesetzes 1960, BGBl. Nr. 105/1961. 

ABSCHNITT 2 

Arbeitszeit 

BegriffderArbeitszeit 

§. 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist: 

1. Arbeitszeit die Zeit vom Beginn bis zum 
Ende der Arbeit ohne die Ruhepausen; 

2. Tagesarbeitszeit die Arbeitszeit innerhalb 
eines ununterbrochenen Zeitraumes von vierund­
zwanzig Stunden; . 

3. Wochenarbeitszeit die Arbeitszeit innerhalb 
des Zeitraumes von Montag bis einschließlich 
Sonntag; 

(2) Arbeitszeit im Sinne des Abs. 1. Z. l.ist auch 
die Zeit, während der ein im übrigen· im Betrieb 
Beschäftigter in seiner eigenen Wohnung oder 
Werkstätte oder sonst außerhalb des Betriebes 
beschäftigt wird. Werden Arbeitnehmer von 
mehreren Arbeitgebern beschäftigt, so dürfen die 
einzelnen Beschäftigungen zusammen die gesetz­
liche Höchstgrenze der Arbeitszeit nicht über­
schreiten. 

Normalarbeitszeit 

§ 3. (1) Die Tagesarbeitszeit darf acht Stunden, 
die Wochenarbeitszeit dreiundvierzig Stunden 
nicht überschreiten, soweit im folgenden nicht 
anderes bestimmt wird. 

6. Lehr- und Erziehungskräfte an Unterrichts- (2) An Stelle der in Abs. 1 festgelegten Wochen-
und Erziehungsanstalten, soweit sie nicht unur arbeitszeit von dreiundvierzig Stunden tritt ab 
Z. 1 fallen; 3. Jänner 1972 eine solche von zweiundvierzig 

1463 der Beilagen XI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 7 von 21

www.parlament.gv.at



8 1463 der Beilagen 

Stunden und ab 6. Jänner 1975 eine solche von 
vierzig Stunden. 

(3) Eine von Abs. 1 und 2 abweichende Wochen­
arbeitszeit kann durch Kollektivvertrag zuge­
lassen werden, sofern dieser eine vor dem Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes zulässige Wochen­
arbeitszeit auf Grund eines Arbeitszeitverkür­
zungsplanes so verkürzt, daß die Wochenarbeits­
zeit spätestens ab 6. Jänner 1975 vierzig Stunden 
nicht überschreitet. Die nach einem solchen 
Arbeitszeitverkürzungsplan festgelegte Wochen­
arbeitszeit gilt als Wochenarbeitszeit im Sinne 
dieses Bundesgesetzes. 

(4)Aus Anlaß der mit dem Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes sowie der gemäß Abs. 2 oder 3 
eintretenden Arbeitszeitverkürzung darf das Ent­
gelt der betroffenen Arbeitnehmer nicht gekürzt 
werden (Lohnausgleich). Ein nach Stunden be­
messenes Entgelt ist dabei in dem gleichen Ver­
hältnis zu erhöhen, in dem die Arbeitszeit ver­
kürzt wird. Akkord-, Stück- und Gedinglöhne 
sowie auf Grund anderer Leistunglohnarten fest­
gelegte Löhne sind entsprechend zu berichtigen. 
Durch Kollektivvertrag kann eine andere Rege­
lung des Lohnausgleiches vereinbart werden. 

A n der e Ver t eil u n g der N 0 r m a 1-
arbeitszeit 

§ 4. (1) Die nach § 3 zulässige Wochenarbeits­
zeit kann nach Maßgabe der folgenden Absätze 
abweichend von der nach § 3 Abs. 1 zulässigen 
Tagesarbeitszeit verteilt werden. 

(2) Zur Erreichung einer längeren Freizeit, die 
entweder mit der Wochenruhe oder mit einer 
Ruhezeit gemäß § 12 zusammenhängen muß, 
kann die Arbeitszeit an einzelnen Tagen regel­
mäßig gekürzt und die ausfallende Arbeitszeit auf 
die übrigen Tage der Woche verteilt werden. 

(3.) Fällt in Verbindung mit Feiertagen die 
Arbeitszeit an Werktagen aus, um den Arbeit­
nehmern eine längere zusammenhängende Frei­
zeit zu ermöglichen, so kann die ausfallende Ar­
beitszeit auf die Werktage von höchstens sieben 
zusammenhängenden, die Ausfalltage einschli<!­
ßenden Wochen verteilt werden. 

(4) Das Arbeitsinspektorat kann eine ungleich­
mäßige Verteilung der Arbeitszeit innerhalh der 
Woche zulassen, soweit dies die Art des Betriebes 
erfordert. 

(5) Die Wochenarbeitszeit des Personals von 
Verkaufsstellen im Sinne des Ladenschlußgesetzes, 
BGBl. Nr. 157/1958, und sonstiger Arbeitnehmer 
des Handels kann in den einzelnen Wochen eines 
Durchrechnungszeitraumes von vier Wochen bis 
zu sechsundvierzig Stunden und ab 6. Jänner 1975 
bis zu vierundvierzig Stunden ausgedehnt werden, 
wenn innerhalb dieses Zeitraumes die durch-

schnittliche Wochenarbeitszeit die nach § 3 zu­
lässige Dauer nicht überschreitet. 

(6) Der zur Erreichung der durchschnittlichen 
Arbeitszeit nach Abs. 5 im Durchrechnungszeit­
raum erforderliche Zeitausgleich ist unter B~­
rücksichtigung der jeweiligen Betriebserfordernisse 
zusammenhängend zu gewähren. Ein Zeitaus­
gleich von mehr als vier Stunden kann in zwei 
Teilen gewährt werden, wobei ein Teil mindestens 
vier Stunden zu betragen hat. 

(7) Für Lenker und Beifahrer von Kraftfahr­
zeugen sowie Kutscher gelten, soweit nicht durch 
Kollektivvertrag etwas anderes bestimmt wird, 
die Abs. 5 und 6 mit der Maßgabe, daß der 
Durchrechnungszeitraum nur zwei Wochen be­
trägt. 

(8) . Bei mehrschichtiger Arheitsweise ist ein 
Schichtplan zu erstellen. Innerhalb des Schicht­
turnus darf die Wochenarbeitszeit .im wöchent­
lichen Durchschnitt die nach § 3 zulässige Dauer 
nicht überschreiten. 

(9) Für Arbeitnehmer, auf welche die Bestim­
mungen der Abs. 5 bis 8 keine Anwendung finden, 
kann durch Kollektivvertrag zugelassen werden, 
daß die Arbeitszeit innerhalb eines mehrwöchigen 
Zeitraumes so verteilt wird, daß sie im wöchent­
lichen Durchschnitt die nach § 3 zulässige Dauer 
nicht überschreitet. 

(10) Im Falle einer anderen Verteilung der Ar­
beitszeit nach Abs. 2 bis 5 und 7 bis 9 darf die 
Tagesarbeitszeit zehn Stunden nicht überschreiten. 
Für männliche Arbeitnehmer darf bei Arbeiten, 
die werktags und sonntags einen ununterbroche­
nen Fortgang mit Schichtwechsel erfordern, die 
Tagesarheitszeit zehn Stunden nur insoweit über­
schreiten, als dies zur Ermöglichung des Schicht­
wechsels erforderlich ist; hiebei darf die Tages­
arbeitszeit die Dauer von zwei Schichten nicht 
überschreiten. 

Ver 1 ä n ger u n g der N 0 r mal a r bei t ~­
zeit in den Fällen der Arbeitsbe­

reitschaft 

§ 5. (1) Wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und 
in erheblichem Umfang Arheitsbereitschaft fällt, 
kann durch Kollektivvertrag zugelassen werden, 
daß die nach § 3 zulässige Wochenarbeitszeit um 
höchstens zwanzig· Stunden verlängert wird. Die 
Tagesarbeitszeit darf in solchen Fällen zwölf, für 
Arbeitnehmerinnen zehn Stunden nicht über­
schreiten. 

(2) Das Arbeitsinspektorat kann für Betriebe, 
Betriebsabteilungen oder für bestimmte Arbeiten, 
sofern hiefür kein Branchenkollektivvertrag 
wirksam ist, bei Vorliegen der in Abs. 1 genann­
ten Voraussetzungen eine Verlängerung der Ar­
beitszeit nach Maßgabe des Abs. 1 zulassen. 
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(3) Durch Kollektivvertrag kann zugelassen 
werden, daß die Wodlenarbeitszeit über die nach 
Abs. 1 zulässige Dauer hinaus für die Zeit bis 
längstens 5. Jänner 1975 verlängert wird, sofern 
die bisherige kollektivvertragliche Wochenarbeits­
zeit mehr als sechzig Stunden betrug. 

Überstundenarbeit 

§ 6. (1) überstundenarbeit liegt vor, wenn ent­
weder 

a) die Grenzen der nach den §§ 3 oder 5 zu­
lässigen Wochenarbeitszeit übersduitten 
werden oder 

b) die Tagesarbeitszeit überschritten wird, die 
sich auf Grund der Verteilung dieser 
Wochenarbeitszeit gemäß den §§ 3 bis 5 und 
18 Abs. 2 ergibt. 

(2) Arbeitnehmer dürfen zur Überstundenar­
beit nur dann herangezogen werden, wenn diese 
nach . den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
zugelassen ist und berücksichtigungswürdige In­
teressen des Arbeitnehmers der Überstundenarbeit 
nicht entgegenstehen. 

Verlängerung der Arbeitszeit bei 
Vor I i e gen ein e s e r h ö h t e n A r bei t s­

bedarfes 

§ 7. (1) Bei Vorliegen eines erhöhten Arbeits­
bedarfes kann die Arbeitszeit unbeschadet der 
Bestimmungen des § 8 über die nach den §§ 3 
bis 5 zulässige Dauer um fünf überstunden in 
der einzelnen Woche und darüber hinaus um 
höchstens sechzig überstunden innerhalb eines 
Kalenderjahres verlängert werden. Wöchentlich 
sind jedoch nicht mehr als zehn überstunden zu­
lässig. Die Tagesar'beitszeit darf zehn Stunden 
nicht überschreiten. 

(2) Unbeschadet der nach .1\:bs; 1 erster Satz zu­
lässigen überstunden können durch Kollektiv­
vertrag biS zu fünf we}tere überstunden, für 
Lenker und Beifahrer von Kraftfahrzeugen sowie 
Kutscher, für Arbeitnehmer im Gast-, Schank­
und Beherbergungsgewerbe, im V.erkehrswesen 
sowie in bestimmten Arten oder Gruppen von 
Betrieben, in denen ähnlich gelagerte Verhältnisse 
vorliegen, jedoch .bis zu zehn weitere überstun­
den wöchentli,ch zugelassen werden. Dabei kann 
das Ausmaß der wöchentlichen überstunden ab­
weichend von Abs. 1 zweiter Satz festgelegt wer­
den. 

(3) Wenn in den Fällen des § 5 von der dort 
vorgesehenen Möglichkeit einer kollektivvertrag­
lichen Verlängerung ,der Wochenarbeitszeit nicht 

rinnen zehn Stunden, und die W och,enarbeitszeit 
sechzig Stunden nicht überschreiten. 

(4) Wurde die Wochenarbeitszeii: auf Grund 
einer Bewilligung des Arbeitsinspektorates gemäß 
§ 5 Abs. 2 verlängert, so sind die nach Abs. 1 in 
Betracht kommenden überstunden nur insoweit 
zulässig, als die Tagesarbeitszeit dreizehn, für 
Arbeitnehmerinnen zehn Stunden, und die 
Wochenarbeitszeit sechzig Stunden nicht über­
schreitet. 

(5) Das Arbeitsinspektorat kann bei Nachweis 
eines dringenden Bedürfnisses auf Antrag des 
Arbeitgebers nach Anhörung der gesetzlichen 
Interessenvertr,etungen der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer eine über das Ausmaß der Abs. 1 
bis 3 hinausgehende Arbeitszeitverlängerung be­
willigen. Eine Tagesarbeitszeit über zehn Stun­
den kann das Arbeitsinspektorat jedoch nur zu­
lassen, wenn dies im öffentl}chen Interesse er­
forderlich ist. 

Verlängerung der Arbeitszeit zur 
Vor nah me von V 0 r- u n 'd A b s c h -I u ß­

arbeiten 

§ 8. (1) Die für den Betrieb oder ei~e B~triebs­
abteilung zulässige Dauer der ArbeItsZeIt darf 
um eine halbe Stunde täglich, jedoch höchstens 
bis zu zehn Stunden täglich in folgenden Fällen 
ausgedehnt werden: 

a) bei Arbeiten zur Reinigung und Instand­
haltung, soweit sich diese Arbeiten während 
des regelmäßigen Betriebes nicht ohne 
Unterbrechung oder erhebliche Störung 
ausführen lassen, 

b) bei A.rbeiten, von denen die Wiederauf­
nahme oder Aufrechterhaltung des vollen 
Betriebes arbeitstechnisch abhängt, 

c) bei Arbeiten z~r ~bs<;hlie,ßenden K~nden­
~ bedienung einschließlich der damIt zu-

sammenhängenden notwendigen Auf-
räumungsarbeiten. 

(2) Die Arbeitszeit darf. in den ,F.~llen des 
Abs. 1 für männlime Arbeitnehmer uber ze.hn 
Stun'den täglim verlängert werden, wenn eme 
Vertretung des Arbeitnehmers durch ande.re 
Arbeitnehmer nicht möglim ist unq dem ArbeIt­
<'eber die Heranziehun~ betriebsfremder Per-
<=> 

sonen nicht zugemutet werden kann. 

(3) Durch Kollektivvertrag kann näher be­
stimmt werden, welme Arbeiten als Vor- und 
Absmlußarbeiten gelten. 

(4) Das Arbeitsinspektorat kann feststellen, 
ob 'bestimmte Arbeiten als V or- und Abschluß­
arbeiten gelten. 

oder nur zum Teil Gebrauch gema,cht wurde, H ö c h s t g ren z e für A rb ei t s z e i t V e r-
kann durch Kollektivvertrag ein höheres als das l.ä n ger u n gen 
nach Abs. 1 zulässige Ausmaß an überstunden 
zugelassen werden. Die Tagesarbeitszeit darf in' § 9. Abgesehen von den Bestimmungen .des 
diesen Fällen jedoch dreizehn, für Arbeitnehme- § 4 Abs. 10 zweiter Satz, § 5, § 7 Abs. 2 bIS 4 
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und Abs. 5 zweiter Satz, § 8 Abs. 2 sowie der 
§§ 16. 18 bis 20 und 23 darf die Arbeitszeit auch 
beim Zusammentreffen mehrerer Arbeitszeitver­
längerungen zehn Stunden täglich nicht über­
schreiten und die sich aus § 3 ergebende W ochen­
arbeitszeit um nicht mehr als zehn Stunden 
wöChentlich überschreiten. 

überstundenvergütung 

§ 10. (1) Sofern durch Kollektivve.rtrag nicht 
anderes bestimmt wird, gebührt für die ersten 
vier überstunden, ab 6. Jänner 1975 für die 
ersten fünf überstunden in einer Arbeitswoche 
ein Zuschla·g von 25 v. H., für weitere über­
stunden ein Zuschlag von 50 v. H. 

(2) In den Fällen des § 4 Abs. 5. 7 und 9 
gebührt der Zuschlag von 25 v. H. für das dem 
Durchrechnungszeitraum entsprechende Vielfache 
von vier bzw. fünf überstunden. 

(3) Der Berechnung des Zuschlages nach Abs. 1 
und 2 ist der auf die einzelne Arbeitsstunde ent­
fallende Nonnallohn zug.runde zu legen. Bei 
Akkord-, Stück- und Gedinglöhnen ist dieser 
nach dem Durchschnitt der letzten dreizehn 
Wochen zu bemessen. Du'rch Kollektivvertrag 
kann auch eine andere BerechilUngsart verein­
bart werden. 

ABSCHNITT 3 

Ruhepausen und Ruhezeiten 

Ruhepausen 

§ 11. (1) Beträgt die Gesamtdauer der Tages­
arbeitszeit mehr als s·echs Stunden, so ist die 
Arbeitszeit durch eine Ruhepause von mindestens 
einer halben Stunde ·zu unterbrechen. Wenn es 
im Interesse der Arbeitnehmer -des Betriebes 
gelegen oder aus betrieblichen Gründen notwen­
dig ist, können an Stelle einer halbstünd~en 
Ruhepause zwei Ruhepausen von je einer Vier­
telstunde oder drei Ruhepausen von je zehn 
Minuten gewährt werden. 

(2) Eine Pausenregelung gemäß Abs. 1- zweiter 
Satz kann, sofern eine gesetzliche Betriebsver­
tretung besteht, nur mit deren Zustimmung ge­
troffen werden. 

(3) Bei Arbeiten, die werktags und sonntags 
einen ununterbrochenen Fortgang erfordern, sind 
den in W echselschichtenbeschäfcigten Arbeit­
nehmern an SteHe der Pausen im Sinne des 
Abs. 1 Kurzpausen von angemessener Dauer zu 
gewähren. Eine derartige Pausenregelung kann 
auch bei .sonstiger durchlaufender mehrschichti­
ger Arbeitsweise getroffen werden. 

(4) Das Arbeitsinspektorat kann, wenn es im 
Interesse der Arbeitnehmer des Betriebes ge­
legen oder aus betrieblichen Gründen notwendig 
ist, eine von Abs. 1 abweichende Pausenregelung 
zulassen. 

(5) Das Arbeitsinspektorat kann ferner für 
Betriebe, Betriebsabteilungen oder für bestimmte 
Arbeiten (zum Beispiel Fließbandarbeiten) über 
die Bestimmungen des Abs. 1 hinausgehende 
Ruhepausen anordnen, . wenn die Sch,were der 
Arbeit oder der sonstige Einfluß der Arbeit auf 
die Gesundheit der Arbeitnehmer dies erfordert. 

(6) Kurzpausen im Sinne des Abs. 3 und Ruhe­
pausen im Sinne des Abs. 5 gelten, soweit sie das 
Ausmaß nach Abs. 1 überschreiten, als Arbeitszeit .. 

Ruhezeiten 

§ 12. (1) Nach Beendigung der Tagesarbeitszeit 
ist den Arbeitnehmern eine ununterbrochene 
Ruhezeit von mindestens elf Stunden zu ge­
währen. Durch Kollektivvertrag kann zugelas­
sen werden, daß die ununterbrochene Ruhezeit 
für männliche Arbeitnehmer nur zehn Stunden 
beträgt. 

(2) Das Arbeitsinspektorat kann beim Nach­
weis eines dringenden Bedürfnisses Ausnahmen 
zulassen, wenn die Erholung des Arbeitnehmers 
durch andere Maßnahmen gesichert ist. 

(3) Den Arbeitnehmern gebührt wöchentlich 
eine ununterbrochene Wochenruhe von minde­
stens sechsunddreißig Stunden. Hievon kann in 
den Fällen der Schichtarbeit gemäß § 11 Abs. 3 
nur insoweit abgewich.en werden, als dies zur 
Ermöglichung des Schichtwechsels erforderlich ist. 

(4) Wenn es aus betrieblichen Gründen not­
wendig ist. können durch Verordnung für be­
stimmte Arten oder Gruppen von Betrieben 
oder im Einzelfall durch Bewilligung des Arbeits­
inspektorates Ausnahmen von der Bestimmung 
des Abs. 3 zugelassen werden. 

ABSCHNITT 4 

Sonderbestimmungen für Lenker und Beifahrer 
von Kraftfahrzeugen 

§ 13. Für Lenker und Beifahrer von Kraft­
fahrzeugen geiten die Bestimmungen der Ab­
schnitte 2 und 3 mit den in den §§ 14 und 16 
enthaltenen Abänderungen. 

Arbeitszeit und Lenkzeit 

§ 14. (1) Die Arbeitszeit für Lenker und Bei­
fahrer von Kraftfahrzeugen umfaßt unbeschadet 
des § 2 die Lenkzeiten, die Zeiten für sonstige 
Arbeitsleistungen und Zeiten der Arbeitsbereit­
schaft. 

(2) Innerhalb der nach Abschnitt 2 zulässigen 
Arbeitszeit darf die gesamte Lenkzeit zwischen 
zwei Ruhezeiten acht Stunden und innerhalb 
einer Woche achtundvierzig Stunden nicht über­
schreiten. Durch Kollektivvertrag oder in Einzel­
fällen durch das Arbeitsinspektorat kann zuge­
lassen werden, daß die Lenkzeit höchstens zwei-
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mal in der Woche auf neun Stunden erhöht wer­
den kann, wenn 

a) ein der Personenbeförderung dienendes 
Kraftfahrzeug ohne Anhänger oder mit 
einem Anhänger gelenkt wird, dessen 
Gesamtgewicht fünf Tonnen nicht über­
schreitet, oder 

b) ein der Güterbeförderung dienendes 
Kraftfahrzeug ohne Anhänger oder mit 
einem Anhänger oder SattelanIlänger ge­
lenkt wird, sofern das höchste zulässige Ge­
samtgewicht des Kraftfahrzeuges (Sattel­
kraftfahrzeuges) zwanzig Tonnen nicht 
überschreitet. 

(3) Das Arbeitsinspektorat kann in Einzel­
fällen über Abs. 2 hinaus nach Anhörung der 
gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeit­
geber und der Arbeitnehmer Ausnahmen zu­
lassen, wobei auf die Bestimmungen des § 16 
Bedacht zu nehmen ist. 

Lenkpausen 

§ 15. (1) Nach einer ununterbrochenen Lenk­
zeit von höchstens vier Stunden ist eine Lenk­
pause einzulegen. Die Lenkzeit gilt auch dann 
als ununterbrochen, wenn sie durch kürzere 
Zeiträume unterbrochen wird, als sie nach den 
Abs. 2 und 3 für Lenkpausen vorgesehen sind. 

(2) Beim Lenken der in § 14 Abs. 2 lit. a 
und b genannten Kraftfahrzeuge hat die Lenk­
pause mindestens eine halbe Stunde zu betragen. 

(3) Beim Lenken von anderen als den in § 14 
Abs. 2 lit. a und b genannten Kraftfahrzeugen 
hat die Lenkpause mindestens eine Stunde zu 
betragen. Durch Kollektivvertrag kann zugelas­
sen werden, daß diese Lenkpause durch zwei 
Lenkpausen . von mindestens je einer halben 
Stunde ersetzt wird, von denen die erste inner­
halb der ersten vier Stunden der Lenkzeit, die 
zweite innerhalb der restlichen Lenkzeit einzu­
halten ist. 

(4) Fürden Kraftfahrlinienverkehr können, so­
weit es für die Erstellung der Fahrpläne erforder­
lich ist, durch Verordnung oder im Einzelfall 
durch Bewilligung des zuständigen Bundesmini­
steriums von Abs. 1 bis 3 abweichende Pausen­
regelungen zugelassen werden. 

Eins a tz z e i t 

§ 16. (1) Die Einsatzzeit von Lenkern und Bei­
fahrern· umfaßt die zwischen zwei Ruhezeiten 
anfallende Arbeitszeit, die Ruhepausen und 
Lenkpausen. 

(2) Die Einsatzzeit darf, soweit in den Abs. 3 
und 4 nicht anderes bestimmt wird, zwölf Stun-
deri nicht überschreiten. . 

(3) Durch Kollektivvertrag kann in den Fäl­
len der Arbeitsbereitsd1aft (§ 5) abweichend von 

§ 7 Abs. 3 zugelassen werden, daß die Einsatz­
zeit bis zu vierzehn Stunden betragen darf. 

(4) Befinden sich zwei Lenker im Fahrzeug, 
so kann durch Kollektivvertrag in den Fällen' 
der Al'beitsbereitschaft (§ 5) abweichend von 
§ 7 Abs. 3 zugelassen werden, daß die Einsatz­
zeit bis zu siebzehn Stunden betragen darf. 

(5) .Das Arbeitsinspektorat kann nach An­
hörung der gesetzlichen Interessenvertretungen 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in Ein­
zelfällen Ausnahmen im Sinne der Abs. 3 und 4 
zulassen. 

Die Tagesarbeitszeit von Arbeitnehmerinnen 
darf auch in den Fällen der Abs.· 2 bis 5 zehn 
Stunden nicht überschreiten. 

(7) Für den Kraftfahrlinienverkehr können, 
soweit es für die Erstellung der Fahrpläne erfor­
derlich ist, durch Verordnung oder im Einzelfall 
durch Bewilligung des zuständigen Bundesmini­
steriums von § 12 Abs. 1 abweichende Ruhe­
zeitenregelungen zugelassen werden. 

Fahrtenbuch 

§ 17. (1) Lenker und Beifahrer, die nicht im 
Kraftfahrlinienverkehr eingesetzt sind, haben 
während der Fahrt ein persönliches Fahrtenbuch 
mit sich zu führen, in welches laufend die An­
gaben über die Dauer der Lenkzeit, sonstiger 
Arbeitsleistungen, der Arbeitsbereitschaft, der 
Ruhepausen und der Ruhezeiten, nach Arbeits­
tagen getrennt, einzutragen sind. Das Fahrten­
buch ist den zur Kontrolle Berechtigten über 
deren Verlangen vorzuweisen. 

(2) Dem Arbeitgeber obliegt die Ausgabe der 
persönlichen Fahrtenbücher. Nach deren Ab­
schluß sind diese vom Arbeitgeber mindestens ein 
Jahr lang aufzubewahren. 

(3) Nähere Bestimmungen über Form und In­
halt des Fahrtenbuches sind durch Verordnung 
zu treffen. Ferner können durch' Verordnung 
Ausnahmen und Erleichterungen in der Führung 
der Fahrtenbücher gestattet werden, wenn die 
überwachung der Einhaltung der Arbeitszeitrege­
lungen auf andere Weise hinlänglich sicherge­
stellt ist. 

ABSCHNITT 5 

Sonderbestimmungen für Arbeitnehmer in Be­
trieben des öffentlichen Verkehrs 

§ 18. (1) Für Arbeitnehmer, die in den dem 
öffentlichen Verkehr dienenden Haupt- . oder 
Nebenbahnbetrieben, in Straßenbahn- oder Ober­
leitungsomnibusbetrieben, im Schiffsdienst von 
Schiffahrtsunternehmungen und von Hafenbe­
trieben sowie in Betrieben der Luftfahrt tätig 
sind, gelten, soweit § 1 Abs. 2 nicht anderes be­
stimmt,' die Bestimmungen der Abschnitte 2 
und 3 nach Maßgabe der folgenden Absätze. 
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(2) Durch Kollektivvertrag kann zugelassen 
werden, daß die nach den §§ 3 oder 5 zulässige 
Wochenarbeitszeit abweichend von § 4 und ab-

. weichend von der nach § 3 Abs. 1 zulässigen 
Tagesarbeitszeit innerhalb eines mehrwöchigen 
Durchrechnungszeitraumes so verteilt wird, daß 
im wöchentlichen Durchschnitt die nach den 
§§ 3 oder 5 zulässige Wochenarbeitszeit nicht 
überschritten wird. Dabei, sowie in den Fällen 
der überstundenarbeit abweichend von § 7 
Abs. 1 und 2, darf die Tagesarbeitszeit zehn 
Stunden, in den Fällendes § 5 jedoch zwölf 
Stunden, insoweit überschreiten, als dies die Auf­
rechterhaltung des Verkehrs. erfordert. 

(3) Für Arbeitnehmer, deren Arbeitsleistung 
War'te- und Bereitschaftszeiten einschließt, kön­
nen durch Kollektivvertrag abweichend von den, 
§§ 2 und 3 besondere Regelungen über das Aus­
maß der Wochenarbeitsleistung, über die Be­
wertung der Warte- und Bereitschaftszeiten als 
Arbeitszeit sowie über die Art und Höhe der 
Abgeltung dieser Zeiten getroffen werden. 

(4) Durch Kollektivvertrag kann eine von den 
§§ 11 und 12 abweichende Regelung zugelassen 
werden, wenn es im Interesse der Arbeitnehn:ier 
des Betriebes gelegen oder aus betrieblichen 
Gründen notwendig ist. 

ABSCHNITT 6 

Sonderbestimmungen für bestimmte Arbeitneh­
mer in HeiI- und Pflegeanstalten (Krankenanstal­

ten) und Kuranstalten 

§ 19. (1) Für Arbeitnehmer, die in Heil- und 
Pflegeanstalten (Krankenanstalten) sowie Kur­
anstalten als Angehörige von Gesundheitsberufen 
tätig sind oder die sonst zur Aufrechterhaltung 
des Betriebes in solchen Anstalten unumgänglich 
notwendig sind, gelten, soweit § 1 Abs. 2 nicht 
anderes bestimmt, die Bestimmungen der Ab­
schnitte 2 und 3 nach Maßgabe der folgenden 
Absätze. 

(2) Unbeschadet der nach § 7 Abs. 1 erster 
Satz zulässigen überstunden können durch Kol­
lektivvertrag abweichend von § 7 Abs. 2 bis zu 
fünfzehn weitere überstunden wöchentlich zu­
gelassen werden. Die Tagesarbeitszeit darf in 
diesen Fällen jedoch dreizehn und die Wochen­
arbeitszeit sechzig Stunden nicht überschreiten. 

(3) Das Arbeitsinspektorat kann für Betriebe, 
Betnebsabteilungen oder für bestimmte Arbeiten, 
sofern hiefür kein Branchenkollektivvertrag 
wirksam ist, eine Verlängerung der Arbeitszeit 
nach Maßgabe des Abs. 2 zulassen. 

(4) Für Arbeitnehmer im Sinne des Abs. 1 darf 
bis zum Inkrafttreten der Bestimmung des § 3 
die wöchentliche Normalarbeitszeit fünfundvier­
zig Stunden nicht überschreiten. 

ABSCHNITT 7 

Ausnahmen 

Außergewöhnliche Fälle 

§ 20. (1) In außergewöhnlichen Fällen finden 
die Bestimmungen der §§ 3 bis 5, 7, 8, 9, 11, 12, 
14 bis 16, 18 und 19 keine Anwendung auf vor­
übergehende und unaufschiebbare Arbeiten, 
die 

a) zur Abwendung einer unmittelbaren Ge-
. fahr für ,die Sicherheit des Lebens oder für 

aie Gesundheit von Menschen oder bei 
Notstand sofort vorgenommen werden 
müssen, oder 

b) zur Behebung einer Betriebsstörung oder 
zur Verhütung des Verderbens von Gütern 
oder eines sonstigen - unverhältnismäßigen 
wirtschaftlichen Sachschadens erforderlich 
sind, wenn unvorhergesehene und nicht zu 
verhindernde Gründe vorliegen und andere 
zumutbare Maßnahmen zur Erreichung 
dieses Zweckes nicht getroffen werden kön­
nen. 

(2) Der Arbeitgeber hat die Vornahme von 
Arbeiten auf Grund des Abs. 1 ehestens, längstens 
jedoch binnen vier Tagen nach Beginn der Ar­
beiten dem Arbeitsinspektorat schriftlidl anzu­
zeigen. Die Anzeige hat die Gründe der Ar­
beitszeitverlängerung sowie die Anzahl der zur 
Mehrarbeit herangezogenen Arbeitnehmer zu 
enthalten. Die Aufgabe der Mitteilung bei der 
Post gilt als Erstattung der Anzeige. 

Verkürzung der Arbeitszeit und 
Verlängerung der Ruhezeit bei ge­

fährlichen Arbeiten 

§ 21. Für Arbeitnehmer, die bei Arbeiten be­
schäftigt werden, die mit einer besonderen Ge­
fährdung der Gesundheit verbunden sind, kann 
durch Verordnung eine kürzere als die nach § 3 
zulässige Dauer der Arbeitszeit oder die Einhal­
tung längerer Ruhepausen oder Ruhezeiten als 
in den §§ 11 und 12 vorgesehen, angeoronet 
werden. Insoweit Ruhepausen über das im § 11 
Abs. 1 vorgesehene Ausmaß hinausgehen, gelten 
sie als Arbeitszeit. 

Ar bei t s z e i t bei Re pa rat ur a r b e i­
te n in he i ß e n 0 f e n von Eis e n- 0 der 
S t a h I h ü t t e n b e tri e ben 0 der K 0 k e-

re i e n 

§ 22. (1) Bei Reparaturarbeiten (Zustellungen), 
die in Eisen- oder Stahlhüttenbetrieben in 
heißen Siemens-Martin-Ofen, heißen Schmelz-, 
Glüh- Aufheiz- oder Brennöfen sowie in heißen 
Konv~rtern oder in Kokereien in heißen Koke­
reiöfen vorgenommen werden, darf die Wodlen­
arbeitszeit vierzig Stunden nicht überschreiten. 
Wird die Arbeitszeit an einzelnen Werktagen 
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regelmäßig verkürzt, so darf sie an den übrigen pausen sowie über die Dauer der Wochenruhe 
Tagen der Wome acht Stunden nicht überschrei- gut sichtbar angebracht werden. 
ten. 

(2) Nimmt die Besmäftigung mit den im 
Abs. 1 genannten Arbeiten nicht eine volle 
Wome in Ansprum, so sind Arbeitszeiten in den 
im Abs. 1 angeführten heißen Ofen oder heißen 
Konvertern mit einem Zuschlag von 7'5 v. H. 
zu bewerten. Eine Arbeitsstunde ist daher mit 
641/2 Minuten in Anschlag zu bringen, jedoch 
darf die nam § 3 zulässige Dauer der Wochen­
arbeitszeit nicht übersmritten werden. 

(3) Als heiße Ofen oder heiße Konverter im 
Sinne der Abs. 1 und 2 gelten solche, bei denen 
die Innentemperatur mehr als 300 C beträgt. 

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 gel­
ten auch für Reparaturarbeiten (Zustellungen) in 
Hochöfen, soweit mit Kohlenstoffsteinen gear­
beitet wird. 

(5) Bei Einführung einer Wochenarbeitszeit 
von' zweiundvierzig Stunden tritt an Stelle des 
im Abs. 2 genannten Zuschlages von 7'5 v. H. 
ein solcher von 5 v. H. Eine Arbeitsstunde ist 
daher dann mit 63 Minuten in Ansmlag zu 
bringen. 

Aus nah m e n i m ö f f e n t I ich e n I n t e r­
, es s e 

. § 23. Wenn es das öffentliche Interesse infolge 
besonders schwerwiegender Umstände erfordert, 
können ·durch Verordnung für einzelne Arten 
oder Gruppen von Betrieben Ausnahmen von 
den Bestimmungen der §§ 3, 4, 9, 11, 12, 14 bis 
16, 18 und 19 zugelassen oder abweichende Rege­
lungen hinsimtlich der Dauer der Ruhepausen 
getroffen werden. 

ABSCHNITT 8 

Gemeinsame Vorschriften 

Auflegen des Gesetzes 

§ 24. Jeder Arbeitgeber hat einen Abdruck 
dieses Bundesgesetzes im Betrieb an geeigneter, 
für die Arbeitnehmer leicht zugänglicher Stelle 
aufzulegen. 

Aus h a n g der b e tri e b I ich e n A r­
bei t s z e i t- und Ruh e z ,e i t e n r e gel u n g 

§ 25. In Betrieben, in denen keine Arbeits­
ordnung gemäß § 21 des Kollektivvertrags­
gesetzes, BGBl. Nr. 76/1947, oder Dienstordnung 
gemäß § 200 des Allgemeinen Berggesetzes, 
RGBl. Nr. 146/1854, erlassen wurde oder zu er­
lassen ist, muß vom Arbeitgeber an einer für 
die Arbeitnehmer ,des Betriebes leicht zugäng­
lichen Stelle ein Aushang über den Beginn und 
das Ende der Normalarbeitszeit und der Ruhe-

Auskunftspflicht 

§ 26. (1) Die Arbeitgeber haben zur über­
wachung der Einhaltung 'der in diesem Bundes­
gesetz geregelten Angelegenheiten Aufzeichnun­
gen über die geleisteten Arbeitsstunden und 
deren Entlohnung zu führen. 

(2) Die Arbeitgeber haben der Arbeitsinspek­
tion und deren Organen die erforderlimen Aus­
künfte zu erteilen und auf Verlangen Einsicht 
in die Aufzeichnungen über die geleisteten Ar­
beitsstunden und deren Entlohnung zu geben. 

B e hör den z u s t ä n d i g k e i tun d V e r­
fahrensvorschriften 

§ 27. (1) Die nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes den Arbeitsinspektoraten zuste­
henden Aufgaben und Befugnisse sind in den 
vom Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion aus­
genommenen Betrieben von den zur Wahrung 
des ArbeitnehmerschUtzes sonst berufenen Be­
hörden wahrzunehmen. 

(2) Bescheide gemäß § 4 Abs. 4, § 5 Abs. 2, § 7 
Abs. 5, § 11 Abs. 4, § 12 Abs. 2 und 4, § 14 
Abs. 2 und 3, § 15 Abs. 4, § 16 Abs. 5 und 7 
und § 19 Abs. 3 sind zu befristen, wobei die 
Bewilligung über das Kalenderjahr nicht hinaus­
gehen darf. 

(3) Berufungen gegen Bescheide gemäß § 8 
Abs. 4 kommt keine aufschiebende Wirkung zu. 

(4) über Berufungen gegen Besmeide der Ar~ 
beitsinspektorate entscheidet das Bundesmini­
sterium für soziale Verwaltung, soweit es sich 
jedoch um Bescheide einer Berghauptmannsmaft 
handelt, das Bundesministerium für Handel, Ge­
werbe und Industrie. 

(5) Die den Arbeitsinspektoraten nam ,den Be­
stimmungen dieses Bundesgesetzes zustehenden 
Befugnisse sind für Fälle,. die sim über den 
Wirkungsbereich eines Arbeitsinspektorates hin­
aus erstrecken, vom Bundesministerium für so­
ziale Verwaltung, für Fälle, die sich über den 
Wirkungsbereich einer Berghauptmannschaft hin­
aus erstrecken, vom Bundesministerium für Han­
del, Gewerbe und Industrie wahrzunehmen. 

(6) Anzeigen gemäß § 20 Abs. 2 sind von 
Stempel- und Rechtsgebühren des Bundes be­
freit. 

Strafbestimmungen 

§ 28. (1) Arbeitgeber und deren Bevollmäch­
tigte, die den Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes zuwiderhandeln, sind, sofern die Tat 
nicht nach anderen Vorschriften einer strengeren 
Strafe unterliegt, von der Bezirksverwaltungs-
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behörde, im Bergbau von der Berghauptmann­
schaft, mit einer Geldstrafe von 300 S bis 6000 S 
oder mit Arrest von drei Tagen bis zu sechs 
Wochen zu bestrafen. 

(2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn die Zu­
widerhandlung von Organen einer Gebietskör­
perschaft begangen wurde. Besteht bei einer Be­
zirksverwaltungsbehörde der Verdacht einer 
Zuwiderhandlung durch ein solches Organ, so 
hat sie, wenn es sich um ein Organ des Bundes 
oder eines Landes handelt, eine Anzeige an das 
oberste Organ, dem das der Zuwiderhandlung 
verdächtige Organ untersteht (Art. 20 Abs. 1 
erster Satz des Bundes-Verfassungsgesetzes in 
der Fassung von 1929), in allen anderen Fällen 
aber eine Anzeige an die Aufsichtsbehörde zu 
erstatten. 

Weitergelten von Regelungen 

§ 29. (1) Soweit Kollektivverträge. Arbeits­
ordnungen oder Betriebsvereinbarungen für die 
Arbeitnehmer günstigere Bestimmungen vorsehen 
oder in Betrieben günstigere Regelungen be­
stehen, als sich nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes ergibt. werden diese durch die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nicht be­
rührt. 

(2) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bun­
desgesetzes bestehende kollektivvertragliche Ver­
einbarungen in Angelegenheiten, in denen nach 
den Bestimmungen der §§ 3 Ab.s. 3 und 4, § 4 
Abs. 7 und 9, § 5 Abs. 1 und 3, § 7 Abs. 2 
und 3, § 10 Abs. 1 und 3, § 12 Abs. 1, § 14 
Abs. 2, § 15 A'hs. 3. § 16 Abs. 3 und 4, § 18 
Abs. 2 bis 4 und § 19 Abs. 2 dieses Bundes­
gesetzes abweichende Regelungen durch Kollek­
tivvertrag zugelassen sind, gelten als solche Rege­
lungen, insoweit sie den vorgenannten Bestim­
mungen entsprechen. 

ABSCHNITT 9 

Schluß- und übergangsbestimmungen 

Auf heb u n g von R e c h t s V 0 r­
schrifte.n 

§ 30. (1) Mit dem Inkrafttreten dieses Bun­
desgesetzestreten für dessen Geltungsbereich alle 
mit den, Bestimmungen dieses, Bundesgesetzes in 
Widerspruch stehenden Vorschriften. soweit sie 
noch in Geltung stehen und soweit § 32 nicht 
anderes bestimmt, außer Kraft. Insbesondere ver­
lieren ihre Wirksamkeit: 

1. Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938, 
Deutsches R:GBl. I S. 447 (GBl f. d. L. ö. 
Nr. 231/1939), mi~ Ausnahme des § 16, 

2, Ausführungsverordnung zur Arbeitszeitord­
nung vom 12. Dezember 1938, Deutsches 
RGBL I S. 1799 (GBL f. d. L. Ö. Nr. 667/ 
1939), mit Ausnahme der Nr. 20, 

3. Verordnung über die Arbeitszeit in Kokereien 
und Hochofenwerken vom 20. Jänner 1925, 
Deutsches RGBL I S. 5 (GBL f. d. L. Ö. 
Nr. 231/1939), 

4. Verordnung über ,die Arbeitszeit in Gas­
werken vom 9. Februar 1927, Deutsches 
RGBL I S. 59 (GBL f. d. L. Ö. Nr. 231/ 
1939), 

5. Verordnung über die Arbeitszeit in Metall­
hütten vom 9. Februar 1927, Deutsches 
RGBl. I S. 59 (GBI. f. d. L. Ö. Nr. 231/ 
1939), 

6.Verordnung über die Arbeitszeit in Stahl­
werken, Walzwerken und anderen Anlagen 
der Großeisenindustrie vom 16. Juli 1927, 
Deutsches RGBl I S. 221 (GBL f. d. L. ö. 
Nr. 231/1939), 

7. Verordnung über die Arbeitszeit in der 
Zementindustrie vom 26. März 1929, Deut­
sches RGBL I S. 82 (GBL f. d. L. Ö. Nr. 231/ 
1939), 

8. Zweite Anordnung vom 15. Februar 1939, 
welche die Arbeitszeit auf Baustellen be­
trifft, Deutscher Reichsanzeiger und Preußi­
scher Staatsanzeiger Nr. 45 (GBL f. d. L. Ö. 
Nr. 271/1939), 

9. Verordnung über die Arbeitszeit in Kranken­
pflegeanstalten vom 13. Februar 1924, Deut­
sches RGBL I S. 66, berichtigt im Deutschen 
RGtBl. I S. 154/1924 (GBL f. d. L. Ö. Nr. 25/ 
1940), 

10. Anordnung über Arbeitszeitverkürzung für 
Frauen, Schwerbeschädigte und minder­
leistungsfähige Personen (Freizeitanordnung) 
vom 22. Oktober 1943, RABL I S. 508, 

11. Abschnitt III, §§ 4 bis 7 der Verordnung zur 
Abänderung und Ergänzung von Vorschrif­
ten auf dem Gebiete des Arbeitsrechtes vom 
1. September 1939, Deutsches RGBL I S.1683 
(GBL f. d. L. Ö. Nr. 1217/1939), 

12. Verordnung über den Arbeitsschutz vom 
12. Dezember 1939, Deutsches RGBL I 
S~ 2403, 

13. Verordnung über die Sechzigstundenwoche 
vom 31. August 1944, Deutsches RGBl. I 
S. 191, 

14. Verordnung des Bundesministeriums für 
soziale Verwaltung vom 22. Juni 1956, BGBl. 
Nr. 126, in der Fassung der Verordnung 
BGBL Nr. 124/1959, über die Regelung der 
Arbeitszeit bei Reparaturarbeiten in heißen 
öfen von Eisen- 'und Stahlhüttenbetrieben, 

15. Verordnung des Bundesministeriums für 
soziale Verwaltung vom 25. September 1956, 
BGBL Nr. 195, inder Fassung 'der Kund­
machung vom 31. März 1966, BGBL Nr. 49, 
betreffend die Zulassung von Arbeitszeitver-
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längerungen beim Nachweis eines dringenden W ei t erg e 1 t e n von A r bei t n e h m e r-
Bedürfnisses. sc h ut z vor sc h r i f te n 

(2) Weiters treten außer Kraft: 

1. Erste Anordnung fiber die Vereinfachung der 
Lohn- und Gehaltsabrechnung vom 12. Juli 
1944, Deutsches RG'Bl. I S. 166, 

2. Zweite Anordnung über die Vereinfachung 
der Lohn-und Gehaltsabrechnung vom 
2. September 1944, Deutsches RGBl. I S. 196, 

3. Anordnung gegen Arbeitsvertragsbruch und 
Abwerbung sowie das Fordern unverhältnis­
mäßig ·hoher Arbeitsentgelte in der privaten 
Wirtschaft vom 20. Juli 1942, RA'Bl. IS. 341, 

4. Anordnung über die Mehrarbeitsvergütung 
von Angestellten in der privaten Wirtschaft 
während der Kriegszeit vom 15. Oktober 
1942, RABl. I S. 477, 

5. Anordnung zur Regelung der Vergütung von 
zusätzlicher Sonn- und Feiertagsarbeit der 
kaufmännisch·en und technischen Angestellten 
der Industrie, des Handwerks und des Han­
dels vom 14. März 1942, RABl. I S. 168, 

6. Anordnung des Reichstreuhänders der Arbeit 
Wien vom 24. November 1944 über die Ent­
lohnung der aus Anlaß einer Lastenminde­
rungder Gas- und Elektrizitätswerke ge­
leisteten Nachtarbeitsstunden sowie der Ar­
beitsleistungen an Samstagnach.mittagen' und 
Sonntagen, Amtliche Mitteilungen des Präsi­
denten der Gauarbeitsämter und der Reichs­
treuhändel' der Arbeit in den Donau- und 
Alpengauen, S. 284/1944, 

7. Anordnung über die Aufhebung arbeitsfreier 
Tage außerhalb der gesetzlichen Sonn- und 
Feiertage vom 3. Mai: 1944, RABl. I S. 184, 

8. Anordnung Nr. 13 zur Sicherung der Ord­
nung in d,en Betrieben vom 1. November 
1943, RABl. I S. 543, 

9. Zweite Anordnung zur Sicherung der Ord­
nung in den Betrieben vom 23. September 
1944, RABl. I S. 359, 

10. Anordnung zur Änderung der Anordnung 
Nr. 13 zur Sicherung der Ordnung in ·den 
Betrieben vom 1. November 1943. RABl. J 
S. 415/1944. 

A u ß e r k r a f t t r e 't e n von Aus n 'a h m e­
genehmigungen 

§ 31. Bescheide, die auf Grund von durch 
dieses Bundesgesetz außer Kraft gesetzten Arbeits­
zeitvorschriften erlassen wurden, verlieren späte­
stens mit dem Ablauf von drei Monaten nach 
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ihre 
Wirksamkeit. 

§ 32. (1) Soweit § 33 Abs. 2 Z. 4 des Bundes­
gesetzes über die Beschäftigung von Kindern 
und Jugendlichen, BGBL Nr. 146/1948. nicht 
anderes bestimmt, bleiben die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes geltenden 
Bestimmungen der 

a) Glashüttenverordnung vom.' 23: Dezember 
1938, Deutsches RGBt I S. 1961 (GBL f. d. 
L. 0. Nr. 1003/1939), in der Fassung der 
Verordnung vom 13. September 1940, 
Deutsches RGBl. I S. 1246, 

b) Verordnung über die Herstellung, Ver­
packung, Lagerung und Einfuhr von 
Thomasmehl vom 30. Jänner 1931, Deut­
sches RGBl. I S. 17, in der Fassung der 
Verordnung vom 30. September 1931, 
Deutsches RGBl. I S. 525 (GBl. f. d. L. 0. 
Nr. 1436/1939), 

als Bundesgesetze vorläufig in Geltung. Die unter 
lit. a und lit. b genannten Vorschriften treten 
je mit dem Zeitpunkt außer Kraft, zu dem die 
darin geregelten Angelegenheiten auf Grund be­
stehender bundesgesetzlicher Vorschriften durch 
Verordnung geregelt werden. Die betreffenden. 
Verordnungen haben das Außerkrafttreten der 
unter lit. a und Et. b bezeichneten Vorschriften 
festzustellen. 

(2) Die Bestimmungen der Nr. 54 erster bis 
dritter Satz der Ausführungsverordnung zur Ar­
beitszeitordnung vom 12. Dezember 1938, Deut­
sches RGBL I S. 1799 (GBl. f. d. L. 0. Nr. 667} 
1939), bleiben als Bundesgesetz bis zu dem Zeit­
punkt vorläufig in Geltung, in dem die betref­
fende Angelegenheit durch Verordnung gemäß 
§ 17 Abs. 4 dieses Bundesgesetzes geregelt worden 
ist. Diese Verordnung hat das Außerkrafttreten 
der angeführten Bestimmungen der Nr; 54 aer 
Ausführungsverordnung festzustellen. 

Inkrafttreten und Vollziehung 

§ 33. (1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit 
Abs. 2 und 3 nicht anderes bestimmen, am 5. Jän­
ner 1970 in Kraft. 

(2) Die Bestimmungen des § 12 Abs. 3 be­
treffend die ununterbrochene Wochenruhe und 
des § 17 betreffend das Fahrtenbuch treten jeweils 
mit den gemäß § 12 Abs. 4 bzw. den gemäß 
§ 17 Abs. 3 zu erlassenden Verordnungen in 
Kraft. Weiters' werden für die im Kraftfahr­
linienverkehr tätigen Arbeitnehmer die Bestim­
mungen der §§ 15 und 16 jeweils mit den gemäß 
§ 15 Abs. 4 bzw. gemäß § 16 Abs. 7 zu erlassen­
den Verordnungen wirksam~ 

(3) Die Bestimmungen des § 3 werden für 
Arbeitnehmer, auf die die Sonderbestimmungen 
des Abschni,ttes 6 Anwendung finden, wirksam, 
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wenn eine Arbeitszeitverkürzung für den über­
wiegenden Teil der Arbeitnehmer in Öffentlichen 
Heil- und Pflegeanstalten (Krankenanstalten) der 
Gebietskörperschaften erfolgt ist. Dieser Zeit­
punkt ist durch Kundmachung des Bundesmini­
sters für soziale Verwaltung festzusteHen. 

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
sind betraut: 

. a) hinsichtLich der Arbeitnehmer in Betrieben, 
die der bergbehördlichen Aufsicht unter­
stehen, der Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie im ;Einvernehmen I 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1969, 
mit dem Arbeitszeitvorschriften abgeändert 

und ergänzt werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Abänderung des Bundesgesetzes 
über die Beschäftigung von Kin­

dern und Jugendlichen 

Das Bundesgesetz über die Beschäftigung von 
Kindern und Jugendlichen, BGBL N r. 146/1948, 
in der Fassung der Bundesgesetze BGBL Nr. 45/ 
1952, 70/1955, 113/1962 und 103/1969, wird ab­
geändert wie folgt: 

.1. a) § 11 Abs. 1 und 2 haben zu lauten: 

,,§ 11. (1) Die tägliche Arbeitszeit der Jugend­
lichen darf acht Stunden, ihre Wochenarbeitszeit 
dreiundvierzig Stunden nicht überschreiten, so­
weit im folgenden nicht anderes bestimmt wird. 

(2) An Stelle der in Abs. 1 festgelegten Wochen­
arbeitszeit von dreiundvierzig Stunden tritt ab 
3. Jänner 1972 eine solche von zweiundvierzig 
Stunden und ab 6. Jänner 1975 eine solche von 
vierzig Stunden." 

b) Nach Abs. 2 sind folgende Abs. 3 und 4 ein­
zufügen: 

,,(3) Eine von Abs. 1 und 2 abweichende 
Wochenarbeitszeit kann durch Kollektivvertrag 
zugelassen werden, sofern dieser eine vor dem In­
krafttreten dieses Bundesgesetzes zulässige Wo­
chenarbeitszeit auf Grund eines Arbeitszeitver­
kürzungsplanes so verkürzt, daß die Wochenar­
beitszeit spätestens ab 6. Jänner 1975 vierzig 
Stunden nicht überschreitet. Die nach einem sol-

mit dem Bundesminister für soziale Ver­
waltung; 

b) hinsichdich der Arbeitnehmer in Betrieben, 
die dem Verkehrs-Arbeitsinspektionsgesetz 
unterliegen, der ,Bundesminister für Ver­
kehr und verstaatlichte Unternehmungen 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für soziale Verwaltung; 

c) hinsichtlich aller anderen Arbeitnehmer der 
Bundesminister für soziale Verwaltung; 

d) hinsichtlich des § 27 Abs. 6 der Bundes­
minister für Finanzen. 

chen Arbeitszeitverkürzungsplan festgelegte Wo­
chenarbeitszeit gilt als Wochenarbeitszeit im Sinne 
dieses Bundesgesetzes. 

(4) Aus Anlaß der mit dem Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes sowie der gemäß Abs. 2 oder 3 
eintretenden Arbeitszeitverkürzung darf das Ent­
gelt der betroffenen Arbeitnehmer nicht verkürzt 
werden (Lohnausgleich). Ein nach Stunden be­
messenes Entgelt ist dabei in dem gleichen Ver­
hältnis zu erhöhen, in dem die Arbeitszeit ver­
kürzt wird. Akkord-, Stück- und Gedinglöhne 
sowie auf Grund anderer Leistungslohnarten fest­
gelegte Löhne sind entsprechend Zu berichtigen. 
Durch Kollektivvertrag kann eine andere Rege­
lung des Lohnausgleiches vereinbart werden." 

c) Die bisherigen Abs. 3, 4 und 5 erhalten die 
Bezeichnung 5, 6 und 7. 

d) Der nunmehrige Abs. 5 hat zu lauten: 

,,(5) Durch Kollektivvertrag kann zugelassen 
werden, daß die Wochenarbeitszeit auf die Werk­
tage . abweichend von den Bestimmungen des 
Abs. 1, 2 oder 3 über die tägliche Arbeitszeit auf­
geteilt wird. Durch Kollektivvertrag kann ferner 
zugelassen werden, daß die Wochenarbeitszeit 
innerhalb eines mehrwöchigen Zeitraumes so ver­
teilt wird, daß sie im wöchentlichen Durchschnitt 
die nach Abs. 1, 2 oder 3 zulässige Dauer nicht 
übersteigt. Die tägliche Arbeitszeit darf jedoch 
keinesfalls zehn Stunden überschreiten." 

2. § 12 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Die Dauer der Mehrarbeitsleistungen nach 
Abs. 2 darf insgesamt drei Stunden in der Woche 
nicht überschreiten." 

3. § 13 hat zu entfallen. 
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4. § 14 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,§ 14. (1) Als Mehrarbeit gilt jede Arbeitslei­
stung, die über die nach § 11 Abs. 1, 2 oder 3 
festgelegte Wochenarbeitszeit hinausgeht." 

Artikel II 

A b ä n der u n g des Hau s geh i 1 f e n- und 
Hausangestelltengesetzes 

Das Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, 
BGBl. Nr. 235/1962, in der Fassung der Bundes­
gesetze BGBl. Nr. 104/1965 und 94/1969, wird 
abgeändert wie folgt: 

§ 5 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,§ 5. (1) Die Arbeits·zeit einschließlich der Zeit, 
während der sich der Dienstnehmer zur Erbrin­
gung seiner Dienstleistung bereithalten muß, darf 
in zwei Kalenderwochen folgendes Ausmaß nicht 
überschreiten: 

1. Für die in die Hausgemeinschaft des Dienst­
gebers aufgenommenen Dienstnehmer 

setzte tägliche Arbeitszeit hinaus nicht beschäf­
tigt wer.den; keinesfalls darf die wöchentliche 
Arbeitszeit dreiundvierzig Stunden übersteigen. 

(2) An Stelle der in Abs. 1 festgelegten Wo­
chenarbeitszeit von dreiundvierzig Stunden tritt 
ab 3. Jänner 1972 eine solche von zweiundvierzig 
Stunden und ab 6. Jänner 1975 eine solche von 
vierzig Stunden. 

(3) Eine von Abs. 1 und 2 abweichende 
Wochenarbeitszeit kann durch Kollektivvertrag 
zugelassen werden, sofern dieser eine vor dem 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes zulässige 
Wochenarbeitszeit . auf Grund eines Arbeitszeit­
verkürzungsplanes so verkürzt, daß die Wochen­
arbeitszeit spätestens ab 6. Jänner 1975 vierzig 
Stunden nicht überschreitet. Die nach einem sol­
chen Arbeitszeitverkürzungsplan festgelegte 
Wochenarbeitszeit gilt als Wochenarbeitszeit im 
Sinne dieses Bundesgesetzes." 

Artikel IV 

A b ä n der u n g des S c hau s pie 1 e r-

a) die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet· ge set z e s 
haben Das Schauspielergesetz,BGBl. Nr. 441/1922, in 
ab 5. 1. 1970 ............. 106 Stunden, der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 108/ 
ab 3. 1. 1972 ............. 104 Stunden, 1958, wird abgeändert wie folgt: 
ab 6. 1. 1975 ............. 100 Stunden; § 20 Abs. 3 hat zu lauten: 

b) die das 18. Lebensjahr vollendet haben ,,(3) In der Zeit vom Beginne der Abendvor-
ab 5.1.1970 ............. 116 Stunden, stellung bis zum Beginne der Abendvorstellung 
ab 3.1.1972 ............. 114 Stunden, . am nächsten Tage (Arbeitstag) darf das Mitglied 
ab 6. 1. 1975 ............. 110 Stunden .. nicht länger als acht Stunden beschäftigt werden. 

2. Für die nicht in die Hausgemeinschaft des Im übrigen gelten die Bestimmungen des Ar-
Dienstgebers aufgenommenen Dienstnehmer . beitszeitgesetzes, BGBl. Nr. XXX/1969." 

a) die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben Artikel V 
ab 5.1.1970 ............. 84 Stunden, k f d 11 h 
ab 3. 1. 1972 ............. 82 Stunden, I n rat t r e t e nun V 0 z i e u n g 
ab 6. 1. 1975 ............. 80 Stunden; (1) Dieses Bundesgesetz tritt ani 5. Jänner 

b) die das 18. Lebensjahr vollendet haben 1970 in Kraft. 
ab 5.1.1970 ............. 92 Stunden, (2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ab 3.1.1972 ............. 90 Stunden, sind betraut: 
ab 6.1.1975 ............. 86 Stunden. a) hinsichtlich der Dienstnehmer, auf deren 

Das Entgelt der Dienstnehmer darf aus Anlaß Dienstverhältnis das Bundesgesetz über die 
der gemäß den vorstehenden Z. 1 oder 2 eintre" Beschäftigung von Kindern und Jugend-
tenden Arbeitszeitverkürzung nicht verkürzt lichen oder das Hausgehilfen- und Haus-
werden (Lohnausgleich)." angestelltengesetz oder das Schauspieler­

Artikel III 

Abänderung ,des Mutterschutzge~ 
setzes 

Das Mutterschutzgesetz, BGBl. Nr. 76/1957, in 
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 92/ 
1959, 240/1960, 68/1961, 9/1962, 199/1963 und 
281/1968, wird abgeändert wie folgt: 

§ 8 hat zu lauten: 

,,§ 8. (1) Werdende und stillende Mütter dür­
fen über die auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
oder kollektivvertraglicher Regelungenfestge-

gesetz Anwendung finden, die Bundes­
minister für soziale Verwaltung, für Han­
del, Gewerbe und Industrie und für Justiz 
nach Maßgabe des § 34 Abs. 2 des Bun­
desgesetzes über die Beschäftigung von 
Kindern und Jugendlichen, des § 27 Abs. 2 
des Hausgehilfen- und Hausangestellten­
gesetzes und des § 53 Abs. 3 des Schau­
spielergesetzes; 

b) hinsichtlich der Dienstnehmerinnen und 
Heimarbeiterinnen, auf 'deren Beschäftigung 
das Mutterschutzgesetz Anwendung findet, 
·der Bundesminister für soziale Verwal-
tung. 
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Bundesgesetz vom XXXXXXX 1969, 
mit dem das Landarbeitsgesetz neuerlich ab­
geändert wird (Landarbeitsgesetz-Novelle 

1969) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Die im Landarbeitsgesetz, BGBl. Nr. 1401 
1948, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. 
Nr. 279/1957, 24111960, 97/1961, 10/1962, 194/ 
1964, 238/1965, 265/1967 und 283/1968, für die 
Regelung des Arbeitsrechtes in der Land- und 
Forstwirtschaft gemäß Artikel 12 Abs. 1 Z. 4 des 
Bundes-Verfassugnsgesetzes in der Fassung von 
1929 aufgestellten Grundsätze werden wie folgt 
geändert: 

1. § 23 Abs. 2 lit. e hat zu lauten: 

"e) Vorladung vor Gerichte, sonstige Behör­
den und öffentliche Ämter, sofern der 
Dienstnehmer keinen Anspruch auf Ersatz 
des Verdienstentganges hat;". 

2. §. 39 wird aufgehoben. Die überschrift zu 
§ 39 hat zu entfallen. 

3. Die §§ 56 bis 59 haben zu lauten: 

,,§ 56. (1) Die regelmäßige Wochenarbeitszeit 
darf, soweit im folgenden nicht anderes bestimmt 
wird, 

ab 5. 
ab 3. 
ab 6. 

1.1970 
1. 1972 
1. 1975 

nicht überschreiten. 

43 Stunden, 
42 Stunden, 
40 Stunden 

(2) Für die mit dem Dienstgeber in Hausge­
meinschaft lebenden Dienstnehmer init freier 
Station darf die regelmäßige Wochenarbeitszeit 

ab 5. 1. 1970 ................ 47 Stunden, 
ab 3. L 1972 ................ 45 Stunden, 
ab 6. 1. 1975 ................ 44 Stunden, 
ab 5. 1. 1976 ................ 43 Stunden 

nicht überschreiten. 

(3) Wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und 
in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft fällt, 

kann die regelmäßige Wochenarbeitszeit durch 
Kollektivvertrag auf höchstens sechzig Stunden 
verlängert werden. 

§ 57. (1) Während der Arbeitsspitzen darf die 
regelmäßige Wochenarbeitszeit in der Landwirt­
schaft um sechs Stunden verlängert werden; sie 
ist in der arbeitsschwachen Zeit so zu ·verkür­
zen, daß die im § 56 festgelegte regelmäßige 
Wochenarbeitszeit im Jahresdurchschnitt nicht 
überschritten wird. 

(2) Die Verteilung der regelmäßigen Wochen­
arbeitszeit auf die Zeiten der Arbeitsspitzen kann 
durch Kollektivvertrag bestimmt werden. Die 
Aus'führungsgesetze haben über diese Verteilung 
Bestimmungen vorzusehen für den Fall, daß eine 
kollektivvertragliche Regelung fehlt oder für be:" 
stimmte Dienstverhältnisse nicht Geltung hat. 

§ 58. (1) Die Auf Grund ihres Dienstverhält­
nisses neben ihrer übrigen· Tätigkeit· auch mit 
Viehpflege, Melkung oder mit regelmäßigen Ver­
richtungen im Haushalt beschäftigten Dienstneh­
mer haben diese Arbeiten auch über die Wochen­
arbeitszeit (§§ 56 und 57) hinaus bis zu. einem 
Ausmaß von sechs Stunden wöchentlich zu ver­
richten. Hiefür gebührt ihnen ein Freizeitaus­
gleich im Verhältnis 1: 1 innerhalb eines 
Monates. Ober dieses Ausmaß hinaus geleistete 
Arbeiten unterliegen den Bestimmungen des 
§ 59. . 

(2) Wenn ein Freizeitausgleich nicht gewährt 
wird; ist für die Mehrarbeiten im Sinne des 
Abs. 1 eine besondere Vergütung zu leisten, 
deren Ausmaß durch Kollektivvertrag bestimmt 
werden kann. 

§ 59. (1) An einem Wochentag dürfen von 
einem Dienstnehmer höchstens zwei, an einem 
sonst arbeitsfreien Samstag höchstens acht, in 
einer Arbeitswoche jedoch nicht mehr als zwölf 
überstunden verlangt werden. 

(2) Die Leistung von überstunden über die 
normale Arbeitszeit darf nicht verweigert wer­
den, wenn außergewöhnliche Umstände wie 
drohende Wetterschläge und sonstige Elementar-
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ereignisse, ferner Gefahren für das Vieh oder vollenden, 1/52 des auf vier Wochen entfallenden 
drohendes Verderben der Produkte sowie Ge- Engeltes (§ 8 Abs. 2)." 
fährdung des Waldbestandes eine Verlängerung 
der Arbeitszeit dringend notwendig machen. 8. § 74 ha·t zu lauten: 

(3) Die üblichen Früh- und Abendarbeiten, 
die zu den vertragsmäßigen Verrichtungen eines 
Dienstnehmers gehören, gelten nicht als über­
stunden." 

4.§ 61 hat zu lauten: 

,,§ 61. Dem Dienstnehmer sind während der 
Arbeitszeit für die ;Einnahme der Mahlzeiten 
angemessene Arbeitspausen im Gesamtausmaß 
von mindestens einer Stunde täglich' zu .gewähren. 
Die Arbeitspausen werden in die Arbeitszeit nicht 
eingerechnet. " 

_ 5. § 62 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,§ 62. (3) Viehpflege, Melkung und unauf­
schiebbare Arbeiten im Haushak sind von den 
hiezu bestimmten Dienstnehmern auch an Sonn­
und Feiertagen nach Maßgabe der nachstehenden 
Bestimmungen zu leisten, wobei jedoch ein Sonn­
oder gesetzlicher Feiertag im Monat arbeitsfrei 
zu sein hat: 

aJ Den im § 58 Abs. 1 genannten Dienst­
nehmern gebüh!\t für Arbeiten an einem 
Sonn- oder gesetzlichen Feiertag bis zu zwei 
Stunden ein Freizeitausgleich im Verhält­
nis 1 : 1'5 innerhalb eines Monates. Wenn 
dieser Freizeitausgleich nicht gewährt wird, 
ist für diese Mehrarbeiten eine besondere 
Vergütung zu leisten, deren Ausmaß durch 
Kollektivvertrag bestimmt werden kann. 

b). Den ausschließlich mit der Viehpflege, Mel­
kung und regelmäßigen Verrichtungen im 
Haushalt beschäftigten Dienstnehmern ge­
bührt für jeden Sonn- und gesetzlichen 
Feiertag, an dem sie diese Arbeiten ver­
richtet haben, ein freier Werktag." 

6. § 65 Abs. 1 h:lit zu lauten: 

,,§ 65. (1) Dem Dienstnehmer gebührt in jedem 
Dienstjahr ein ununterbrochener Urlaub von 
18 Werktagen. Das Urlaubsausmaß erhöht sich 
auf 24 Werktage, wenn das Dienstverhältnis ohne 
Unterbrechung 15 Jahre, und auf 30 Werktage, 
wenn das Dienstverhältnis ohne Unterbrechung 
25 Jahre gedauert hat." 

7. § 68 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,§ 68. (3) Die Abfindung der Anwartschaft auf 
Urlaub (Abs. 1) beträgt für jede Woche seit 
Beginn des Dienstverhältnisses 1/52 des auf drei 
Wochen, für Jugendliche bis zum Ende des 
Kalenderjahres, indem sie das 18. Lebensjahr 

,,§ 74. (1) Weibliche Dienstnehmer, die einen 
eigenen Haushalt führen, sind ohne Schmälerung 
des Entgeltes von der Pflicht zur Leistung von 
Arbeiten an Sonn-und Feiertagen sowie an den 
Vortagen vor Weihnachten, Ostern und Pfing­
sten befreit. Allein die bei der Viehpflege und 
Melkung notwendigen Arbeiten müssen von 
ihnen auch an diesen Tagen verrichtet werden. 

(2) Die im Abs. 1 genannten Dienstnehmer 
erhalten in jedem MOnat, in dem sie voll be­
schäftigt sind 

bis zum 31. 12. 1971 ..... einen Tag, 
bis zum 3L 12. 1974 ..... einen halben Tag 

arbeitsfrei ohne Schmälerung des Entgeltes. 

(3) Für die im Abs. 1 genannten Dienstnehmer 
wird die tägliche Arbeitspause 

bis zum 31. 12. 1971 um 45 Minuten, 
bis zum 31. 12.1974 um 30 Minuten 

ohne Schmälerung des Entgeltes verlängert." 

9. § 76 A'bs. 3 hat iu lauten: 

,,§ 76. (3) Die regelmäßige Wochenarbeitszeit 
der Jugendl'ichen bis zum vollendeten 18. Lebens­
jahr ,darf die im § 56 Ab!>. 1 festgelegte Stunden­
zahl nicht überschreiten. § 57 gilt sinngemäß." 

Artikel II 

Aus Anlaß der Arbeitszeitverkürzung (Art. I) 
darf das Entgelt der betroffenen Dienstnehmer 
nicht verkürzt werden (Entgeltausgleich). Ein 
nach Stunden bemessenes Entgelt ist in dem glei­
chen Verhältnis zu erhöhen, in dem die Arbeits­
zeit verkürzt wird. Akkord-, Stück- und Geding­
löhne sowie auf Grund anderer Leistungsentgelt­
arten festgelegte Entgelte sind entsprechend zu 
berichtigen. Durch Kollektivvertrag kann eine 
andere Regelung des Entgeltausgleiches vereinbart 
werden. 

Artikel III 

Die Ausführungsgesetze der Bundesländer zu 
den Grundsätzen der Art. I und Ir sind binnen 
drei Monaten, vom Tage der Kundmachung die­
ses Bundesgesetzes an gerechnet, zu erlassen.-

Artikel IV 

Mit der Wahrnehmung der dem Bunde gemäß 
Art. 15 Abs. 8 des Bundes-Verfassungsgesetzesin 
der Fassung von 1929 zustehenden Rechte ist der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft be­
traut. 
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. I 
/4 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1969, 
mit dem das Vertragsbedienstetengesetz 1945 
neuerlich abgeändert wird (16. Vertragsbe­

dienstetengesetz-Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBL 
Nr. 86, in der ,Fassung der Bundesgesetze BGBL 
Nr. 174/1959, 282/1960, 165/1961, 186/1962, 
117/1963, 173/1963, 313/1963, 154/1964, 126/ 
1965, 191/1965, 110/1966, 18/1967, 237/1967, 
260/1968 und 199/1969, wird geandert wie folgt: 

1. § 14 Abs. 4 lautet: 

,,(4) Für eine Wochentagsarbeits'stunde gebührt 
der 186ste Teil des Monatsentgeltes." 

2. § 20 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Dem Monatsentgelt des vollbeschäftigten 
Vertragsbediensteten des Entlohnungsschemas II 
liegt eine 43stündige Wochendienstleistung zu­
grunde." 

3. § 20 Abs. 4 lautet: 

,,( 4) über die tägliche Arbeitszeit hinaus auf 
Anordnung geleistete überstunden sind, soweit 
dadurch eine 43stündige Wochendienstleistung 
überschritten wird, von der 44. Stunde an bei 
Wochentagsarbeit mit dem Eineinviertelfachen, 
bei Feiertagsal"beit von der neunten Stunde an 
mit dem Zweifachen und bei Sonntagsarbeit von 
der neunten Stunde an mit dem Dreifachen des 
auf eine Wochentagsarbeitsstunde entfallenden 
Teiles des Monatsentgeltes zu entlohnen; die Zeit 
des Arbeitsausfalles an gesetzlichen Feiertagen, 
Urlaubstagen oder -sonstigen Tagen einer gerecht­
fertigten Abwesenheit vom Dienst ist in die 
43stündige Wochendienstleistung einzurechnen. 
Die Bundesregierung kann zur Anpassung an die 
außerhatb des öffentlichen Dienstes bestehenden 
Regelungen über die Entschädigung für über­
Itunden durch Verordnung bestimmen, daß die 
E~tlohnung für Wochentagsüberstunden, durch 
die eine 47stündige Wochen dienstleistung über­
schritten wird, auf das Eineinhalbfache, sowie für 

überstunden, die in die Nachtzeit (22 Uhr bis 
6 Uhr) fallen" auf das Zweifache des auf eine 
Wochentagsarbeitsstunde entfallenden Teiles des 
Monatsentgeltes erhöht wird. Wochentagsüber­
stunden können innerhalb eines Monates durch 
Freizeit ausgeglichen werden." 

Artikel 11 

(1) Hat ein Vertragsbediensteter aus dem An­
laß der Anrechnung von Vordienstzeiten für die 
Vorrüdmng dem Bund eine Abfertigung er­
stattet, die er seinerzeit ,aus öffentlichen Mitteln 
erhalten hat, so ist ihm der Erstattungsbetrag auf 
Antrag zurückzugeben. 

(2) In den Fällen, in denen Zeiträume, die der 
seinerzeitigen Abfertigung zugrunde gelegt wur­
den, nach dein 27. April 1945 zur Berechnung 
einer nicht erstatteten kbfertigung herangezogen 
wurden, ist nur der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Betrag zurückzugeben, den der Vertrags­
bedienstete auf Grund der Auflösung des seiner­
zeitigen >Dienstverhältnisses als Abfertigung er­
halten hat, und dem Betrag, den der Vertrags­
bedienstete aus Anlaß der Anrechnung von Vor­
dienstzeiten dem Bunde tatsächlich erstattet hat. 

(3) Dem Vertragsbediensteten sind ferner auf 
Antrag jene kbfertigungsbeträge auszuzahlen, 
auf die er nach dem 27. April 1945 anläßlich der 
Beendigung eines Bundesdienstverhältnisses ver­
zichtet hat, wenn er. binnen drei Monaten nach 
Beendigung dieses Dienstverhältnisses ein anderes 
Bundesdienstverhältnis eingegangen ist und die 
erstgenannte Bundesdienstzeit nicht der Bemes­
sung einer später ausgezahlten Abfertigung zu­
grunde gelegt wurde. 

Artikel III 

(1) Die Bestimmungen des Art. I treten mit 
5. Jänner 1970 in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt wird, 
die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch, 
die nur den Wirkungsbereich eines Bundes­
ministers betreffen, dieser Bundesminister be­
traut. 
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Bundesgesetz vom XXXXXXX 1969, 
mit dem das Dorotheums-Bedienstetengesetz 

neuerlich abgeändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Im § 2 Abs. 3 hat der zweite Satz zu lauten: 
"Für eine Wochentagsarbeitsstunde gebührt :lb 
5. Jänner 1970 der 186ste Teil des Monatsbe­
zuges." 

Artikel II 

Das Dorotheums-Bedienstetengesetz, BGBl. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
Nr. 194/1968, in der Fassung der Bundesgesetze der Bundesminister für Inneres betraut. 
BGBl. Nr. 29/1969 und 228/1969, wird abge-
ändert wie folgt: 

Bundesgesetz vom XXXXXXX 1969, 
mit dem die Bundesforste-Dienstordnung ab­

geändert wird 

Der Nationalrat hat besmlossen: 

Artikel I 

§ 12 Abs. 2 erster Satz der Bundesforste­
Dienstordnung, BGBL Nr. 201/1969, lautet: 

"Soweit dies nicht der Fall ist, insbesondere für 
den aussmließlimen Bürodienst, sind die Dienst-

stunden von der Generaldirektion unter Zu­
grundelegung einer wöchentlich 43stündigen Ar­
beitszeit zu bestimmen." 

Artikel II 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 5. Jänner 1970 
in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt ist, der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
betraut. 
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